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Nr. 114. Mittag: Ausgabe. 


Die Debatte im Reichstage über die Verlängerung der 
Bndgetperioden. 

Unfer Berliner A-Gorrefpondent ſchreibt unterm 8. d: 

Heute waren fämmilihe Reichstagstribünen, auch die für den Hof 
und das diplomatiſche Corps dicht beſetzt, — das Publikum erwartete 
alfo ſicher, daß der Reichskanzler wieder wie in den letzten beiden 
Sigungen durch lange intereſſante Reden die Hörer unterhalten werde. 
Aber der Kanzler erſchien nicht, ließ jedoch durch feinen Vertreter 
Miniſter v. Bötticher das Bedauern ausſprechen, daß fein Geſund⸗ 
heitszuſtand ihn abhalte, der Sitzung beizuwohnen. Darnach wird 
der Zudrang zu den Tribünen gewiß noch für morgen vorhalten, da 
die Entſchuldigung nur für heute galt und morgen dieſelbe Berathung 
fortgeſetzt und ſodann eine Berathung über die Frage unſerer Münz⸗ 
verhältniſſe daran angeknüpft wird. Bei letzterer Berathung würde 
der Reichskanzler ja die beſte Gelegenheit haben, nachdem er ſich in 
der vorigen Woche unerwarteter Weiſe mit wuchtigen Angriffen auf 
Lasker und Forckenbeck geſtürzt hat, noch einen dritten Führer der 
Seceſſioniſten, den Abg. Bamberger, nach Kräften abzuthun. 

In der heutigen Reichstagsdebatte kamen nach einander die 
Nationalliberalen mit Bennigſen, die Deutfcheonfervativen mit von 
Marſchall, die Clericalen mit Peter Reichenſperger, die deutsche Reichs⸗ 
partei mit Stumm und die Seceffioniften mit Lasker zu Wort, fo 
daß von den Fractionen über zwanzig Mitglieder nur noch die Fort⸗ 
ſchrittspartei (Hänel) übrig iſt. Bennigſen brachte, wie vorauszuſehen 
war, bie fachlichen Gründe gegen die zweijährigen Etatsperioden und 
für die Nothwendigkeit — wenigſtens für geraume Zeit — den Reiche: 
tag alljährlich einzuberufen, in klarer, entſchiedener Weife vor, ohne ſich 
auf allgemeine Seitenblicke in Anſehung der neueſten Phaſen der 
Kanzlerpolitik einzulaſſen. Lasker that dies, zwar verfichtig 
und gemäßigt, allein wenn der Kanzler morgen in derſelben 
Stimmung wie am Freitag in den Reichstag käme, ſo würden ihn 
Lasker's Schilderungen, wie die ſoſtematiſche Zerſetzung der Parteien 
von der Regierung betrieben werde, und wie der Kanzler durch Zer⸗ 
flampfung der gewaltigen Macht der preußliſchen Bureaukratie dem 
Parlamentarismus vorarbeite, zu heftigen Gegenangriffen gereizt haben. 
Das Centrum lehnt vor der Hand ab; — es iſt vielleicht mißtrauiſch 
geworden, daß ihm ſogar Canoſſawege nur auf ganz vorübergehende 
Zeit nützen könnten. 

Im Gegenſatze zu der von ＋ p Correſpondenten gegebenen Schilde⸗ 
rung, welche auf eine für die Annahme der Vorlage ungünſtige Con⸗ 
tellation binweiſt, ſchreibt unſer Berliner =⸗Correſpondent: 

„Es iſt ſchon jetzt mit ziemlicher Gewißheit vorauszuſehen, daß 
die Vorlage durch eine Verſtändigung dahin zu Stande kommen wird, 
daß man zweijährige Etats⸗ und vierjährige Legislaturperioden an⸗ 
nimmt, jedoch auf jährliche Berufung des Reichstages beſteht.“ 

Schließlich berichtet noch die „Nat.⸗Ztg.“: 

Die Verweiſung der Vorlage über die zweijährigen Etatsperioden 
an eine Commiſſton iſt zwiſchen dem Centrum und den Conſervativen 
vereinbart worden und wird jedenfalls beſchloſſen werden. Von die ſen 
Seiten wird über eine Abänderung der Reichsverfaſſung noch unter: 
handelt. Der Abg. Reichenſperger deutete an, daß er zweijährigen 
Perioden für das Ordinarium und jährlicher Berathung des Extra⸗ 
ordinarlums zuſtrebt. Das Centrum macht jedoch feine Conceſſionen 
von Conceſſtonen im Culturkampf abhängig. 


Deutſchland. 
0. C. Reichstags Verhandlungen. 
10. Sitzung vom 8. März. 
12 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes v. Bötticher, Bitter, Scholz u. A. 
Die Tribünen ſind überfüllt. i 

Eingegaugen find die Ueberſicht über die Entſchließungen des Bundes⸗ 
raths, betr. die Beſchlüſſe und Anträge des Reichstags aus der vorigen 
und früheren Seffionen; Nachweiſung der Veränderungen im Beſtande der 

rundſtücke, welche das Reich durch ſpeciellen Rechtstitel erworben hat und 
zwei Denkſchriften zur weiteren Motivirung der unter den einmaligen Aus⸗ 
gaben des Etats für 1881—82 aufgeführten Koſten des Erweiterungsbaues 
der Canzlei bei der kaiſerlichen Botihaft in St. Petersburg und der Sub⸗ 
vention an die zoologiſche Station des Profeſſors Dr. Dobrn in Neapel. 

Nachdem das Haus ſich für die Fortdauer des Mandats des zum außer⸗ 
ordentlichen Profeſſor in Bonn ernannten Abgeordneten v. Hertling ent⸗ 
ſchieden bat, tritt es in die erſte Beratbung des Geſetzentwurſs, betr. die 
Abanderung der Art. 13, 24, 69, 72 der Reichsverfaſſung (Einführung 
ber zweijabrigen Budgetperiode) in Verbindung mit dem Antrage des Abg. 
Rickert: der Reichstag wolle beſchließen, den Herrn Reichskanzler zu er⸗ 
ſuchen, dahin zu wirken, daß in Zukunft das Ctatsgeſetz für das Deutſche 
Reich früher feſtgeſtellt werde, als die Etatsgeſetze der Einzelſtaaten. 

Abg. d. Bennigſen: Dieſe Vorlage ſtieß in der vorigen Seſſion auf 
ſo erhebliche Bedenken, ſachliche und politiſche, daß ſie damals im Einver⸗ 
nebmen aller Parteien und auch der verbündeten Regierungen überhaupt 

ar nicht zur Verhandlung kam, wenigſtens erbielt der Reichstag oder ſein 

räſident keine Anregung ſeitens des Neichölanzlers, auch nur in die erſte 
Berathung derſelben einzutreten. Nun baben die verbündeten Regierungen 
unzweifelhaft das formelle Recht, fie trozdem umberändert wieder einzu: 
bringen; doch iſt es nicht unbedenklich, den Saß des römiſchen Privatrechtes: 
„qui jure suo utitur, neminem laedit“ obne Weiteres auf das öffentliche 
Recht, feine Organe und vor Allem auf das Verhältnik und Zuſammen⸗ 
wirken der Factoren der Gefepgebung anzuwenden. Eine feſte Mehrheit 
l Reichstage zu finden, war ſchon im vorigen Jahre bei finanziellen und 
wirthſchaftlichen Fragen ſchwer, 2 ſchwieriger das Einverſtändniß dieſer 
Mebrbeiten mit den berbündeten Regierungen. Hier aber bandelt es ſich 
um eine Vorlage, die, wenn fie Geſetz wird, die ganze politiſche Stellung 
es Reichstages und feine werthvollen Rechte beeinträchtigt; ihre Wiener: 
finbringung, nachdem auf ihre Durchberatbung eine ganze Seſſion 
bind verzichtet iſt, iſt nicht unbedenklich; denn abgeſehen dadon, 
daß vorlaufig eine Mebrbeit für fie nicht anzunehmen ift, muß ein ſolches 
Verfahren das Verhältniß der Regierungen zum Reichstage auch 
auf ſolchen Gebieten erſchweren, wo von vorn derein die Chancen nicht fo 
ungünftig liegen, wie bei diefer Vorlage. — Meine politiſchen Freunde 
werden fie einstimmig ablehnen aus praktiſchen und politiſchen Gründen. 
Unzweifelbaft bat das gleichzeitige Tagen von Reichstag und Landtagen, 
die Häufung der Geſchafte für Regierungen und Abgeordnete ſehr erheb⸗ 
liche Unbequemlichleiten im Gefolge, und der Reichstag hat wiederholt die 
Regierungen aufgefordert das gleichzeitige Tagen zu vermeiden. Aber die 
vorgeschlagene Verfaſſangsänderung iſt nicht nur nicht, wie die Motive be⸗ 
e. der einzige Weg der Abhilfe, ſondern bietet fachlich gar keine 
ortheile, dagegen lich erhebliche praktiſche Nachtheile und iſt politiſch in 
bohem Grade bedenkli 
Schon längſt iſt der Ausweg aus den nicht zu verkennenden Uebel⸗ 


ftänden oblen, auf den deute wiederum der Antrag Rickert binweiſt, 
daß der Reichstag zunächſt feine Sitzungen gegen Ende des Jahres halt 
und daß ſich ihm dann die der Eſnzellandtage anſchließen und man muß 


d wundern daß dies Verhaltaiß nicht ſchon langſt firist iſt. Denn der 
eichs tag beherrſcht den politiſchen Theil 5 Pe der Landtage 


reslaue 


Zweiundſechszigſter Jahrgang. — Eduard Trewendt Zeitungs⸗Verlag. 


durchaus. In zwei Monaten, don Mitte October bis Weihnachten, kann 
der Reichstag, von beſonderen Ausnahmefällen abgeleben, feine Geſchäſte 
einſchließlich des Etats, ſehr wobl bewältigen und alle Theile würden ſich 
beeifern, dieſes Arrangement zu unterſtützen. Man träte dann auch nicht 
erſchöpft aus einem Parlament in das andere, ſondern hätte eine Pauſe, 
bis Mitte . — die Landtage beginnen, um zu Oſtern oder bald naı 
Oſtern zu ſchließen. Die Landtage hätten dann den Etat des Reiches in 
feſten Ziffern vor ſich und könnten mit größerer Sicherbeit ihre eigenen 
Etats votiren. Der preußiſche Landtag bat auch ſo gut wie einſtimmig 
einen Beſchluß in dieſem Sinne gefaßt. — Nun foll der Etat nur alle 
zwei Jahre, allerdings für jedes r einzeln feſtgeſtellt und der Reichs⸗ 
tag regelmäßig alle ine Jahre verſammelt werden, um die großen 
Schwierigkeiten der Feſſſtellung des Etats zu vermindern und das gleich: 
eitige Tagen mit den Landtagen zu vermeiden. Nun beſtreite ich em: 
chieden, daß die Etatsberathung den Reichstag ganz beſonders belaſte und 
ſeine Zeit und Kräfte vorzugsweiſe in Anſpruch nehme. Sie dauert im 
Plenum 8, kaum jemals 14 Tage und bebindert auch die Commiſſions⸗ 
mitglieder nicht weſentlich in ihrer ſonſtigen Thätigkeit. Viel ſchwieriger iſt 
fie in den Einzelſtagten, ſpeciell in Preußen, aber nicht in Bezug auf die 
Feſtſtellung der Ziffern, ſondern aus politiſchen Gründen. Mehr als in 
andern Ländern knüpft ſich dort an den Etat die Kritik der Verwaltung in 
Dimenfionen, die durch den Culturkampf noch febr erweitert worden ſind. 

Soll überhaupt mit der Vorlage ein praktiſcher Erfolg erreicht werden, ſo 
muß in den Einzelſtaaten ebenſo vorgegangen und die zweijährige Etats⸗ 
periode und zweiſäbrige Berufung der Landtage eingeführt werden. Sonſt 
wird die gewünſchte Erleichterung der Beamten und Abgeordneten nicht er⸗ 
reicht. Nun konnte der Fall eintreten, daß, wenn ſich für dieſes Geſetz eine 
Majorität finden ſollte, was ih nicht annehme, etwa zu Stande gekommen 
mit Hilfe des Centrums, was ich auch nicht weiß, die Herren vom Centrum 
ſich gar nicht in der Lage befinden, in Preußen für eine ähnliche Einrich⸗ 
tung zu ſtimmen, ich füge hinzu, fo lange die jetzigen Zuſtände dauern, und 
ſie die Beſchwerden, die ſie ſich verpflichtet balten zu erheben, jedes Jahr 
vorzubringen für nötbig balten. Die Regierungen und die Conſervativen, 
welche die Vorlage zur Annahme bringen wollen, mögen ſich daher verge⸗ 
wiſſern, ob das Zuſammentreffen dieſer Einrichtung im Reiche und in 
Preußen geſichert iſt, in dem Falle, daß die Vorlage hier angenommen wers 
den ſollte. Ich glaube, die Mitglieder des Centrums werden nicht nur, ſo 
lange der Culturkampf dauert, ſondern darüber binaus, fo lange das Ver⸗ 
bältniß zwiſchen Staat, Schule und Kirche beſtritten üt, niemals darauf 
verzichten können, jedes Jahr ihre Beſchwerden zur Kenntniß des Landes 
und ihrer Wähler zu bringen. Wir follen alſo alle zwei Jabre berufen 
werden und alle zwei Jahre den jedesmaligen Etat für beide Jahre einzeln 
feſtſtellen. Merkwürdig iſt ſchon, daß die Motive annehmen, es würden in 
der nächſten Zeit möglicherweiſe noch jedes Jahr Sitzungen ſtattfinden, 
weil noch jedes Jahr legislative Aufgaben bier ihrer Löſung harren. Alſo 
ſelbſt vom Standpunkte der Regierung iſt man nicht ſicher, ob der eigent⸗ 
liche Zweck dieſer Vorlage in abſebbarer Zeit wird erreicht werden. Soll 
die Aufttellung des Etats einen Werth und dieſes verfaſſungsmäßige Recht 
eine Bedeutung und einen Inhalt beſitzen, fo müſſen die Zahlen in Aus: 
gaben und Einnahmen doch mit annäbernder Sicherheit aufgeſtellt werden 
können. Ich behaupte aber, daß bei zweijähriger Elatsaufſtellung eine auch 
nur annähernde Sicherheit der Veranſchlagung in keiner Weiſe mehr vor⸗ 
banden ſein kann. . 

Außerdem aber muß ich ausſprechen, daß, wenn eine ſolche Vorlage 

nach Tendenz und praktiſchem Inbalt irgend wie eine Berechtigung bätte, 
ſie dieſelbe grade in der jetzigen Zeit weniger als zu irgend einer anderen 
dat. (Zuſtimmung.) Wir baben eben eine wirthſchaftliche Kriſis binter 
uns, und eine vollkommene Umgeſtaltung des finanziellen Gebietes; darüber, 
wann und wie die Wirkungen des Zolltarifs ji äußern werden, beſtehen 
die größten Meinungs berſchiedenheiten, die Geſetzgebung auf wirthſchaft⸗ 
lichem Gebiete iſt noch keineswegs abgeſchloſſen, dem Reichstage und dem 
preußiſchen Landtage ſind neue finanzielle und wirtbſchaftliche Geſetze zu⸗ 
gegangen. Kann man unter ſolchen Verhältniſſen für zwei Jahre im Voraus 
die Etats feſtſtellen? In Preußen haben die Verhältniſſe durch die Aende⸗ 
rung der wirthſchaftlichen Lage und die unſicheren Ausſichten für die 
nächſten Jahre eine viel größere Bedeutung gewonnen, weil der Staats⸗ 
beſiß an Jorſten, Domänen und Bergwerken ein ſo umfangreicher iſt, und 
weil zu dem großen Beſitz an Staatseiſenbahnen in den letzten Jahren 
noch die Erwerbung eiuer Reihe von Privatbahnen gekommen iſt; auch dieſe 
Erwerbungen ſind offenbar noch nicht abgeſchloſſen. Auch bier iſt alſo ein 
feſter und ſicherer Boden für die nächſten Jahre nicht zu erreichen. Aus 
dieſem Grunde iſt auch die 1 des Etats eine ſehr ſchwierige. 
Und wie iſt es erſt im Verhältniß zum Reiche und den Einzelſtaaten? Obue 
die Kenntniß der Zahlen, die im Reichs hausbalisetat eine jo große Rolle 
ſpielen, die auf die Matricularbeiträge ſich deziehen, die Ueberſchüſſe aus 
Zöllen und Steuern betreffen, iſt es nicht möglich zu einiger Sicherheit bei 
der Bilanzirung und Veranſchlagung zu kommen. Jetzt baden wir uns in 
Preußen gebolfen, dadurch, daß wir und an die Zablen anlehnten, die aus 
den Berathungen des Bundesraths bekannt wurden, die aber allerdings 
ſpäter durch den Reichstag noch verändert werden konnten. 
Nun denken Sie einmal, wie das fpäter werden foll, wo nach den Pros 
jecten der Regierung dieſe Zahlen an Matricularbeiträgen einerſeits und 
an Ueberweiſungen der Ueberſchüſſe aus Zöllen und Verhrauchsſteuern an⸗ 
dererſeits noch größere Bedeutung gewinnen werden; in Preußen ſogar 
nicht blos für den Staatsbaushaltsetat, ſondern auch für den der einzelnen 
Communen. Wenigſtens wird dieſer Gedanke von der Regierung ventilirt. 
Wie wird es möglich ſein, irgend ein ſicheres Bild für den Abſchluß des 
Etats zu gewinnen? Wie werden wir finanzielle Maßregeln, Anleiben 
oder Extraſteuern nur mit einiger Sicherheit jeftitellen können? Alle Bes 
theiligten verlangen in dieſer — die größtmöglichſte Sicherheit, und 
die würde auf dem vorgeſchlagenen 15 am allerwenigſten zu erreichen 
ſein. Nehmen wir an, die Vorlage ſei Geſetz geworden und der Reichstag 
firirt feinen Haushalt für das Etatsjahr 1881—82 und 1882 —83. Der 
preußiſche Landtag tritt nun erſt den nächſten Winter zuſammen; wenn er 
alſo den preußiſchen Staats baus baltsetat berath und feititellt für das Etats⸗ 
jahr 1882/83, ſo hat er allerdings die im Geſetz publicirten, vom Reichstag 
beſchloſſenen Zahlen vor ſich, die ihm feſte Anhaltspunkte für das erſte 
Jahr bieten. Wie iſt es aber mit dem folgenden Sabre 1883/84, für 
welches nach den Intentionen dieſer Vorlage der preußiſche Landtag in 
demſelben Winter den Etat auch noch feſtſtellen müßte. Für dieſes Jahr 
1883/84 bat der Reichstag noch nichts beſchloſſen. Der Bundesrath hat ſich 
damit noch nicht beſchaftigt, die Reichsregierung und die Finanzbehörden 
baben noch nicht die geringfte Veranlaſſung gehabt, an dieſe Materie ber⸗ 
anzugeben. Der preußiſche Landtag iſt auf dieſe Weile vollſtändig im 
Dunkeln und bat dann nicht einmal die Anhaltspunkte, die er jetzt hat. 
Da ſoll der unglückliche preußiſche Landtag feine Voranſchläge machen, obne 
daß die Verhältniſſe zum Reiche, die Mafricularbeiträge, die Ueberweiſung 
der Zölle und Verbrauchsſteuern zu überſeben find, von denen die Bilanci⸗ 
rung des preußiſchen Etats ſchon beute abkängig iſt. Auf dieſem Wege 
kommt der Landtag in Preußen in eine noch weit ungünſtigere Lage als 
letzt, von der er nur durch den Vorſchlag befreit werden kann, den Rickert 
gemacht bat. 

Einen weſentlichen praktiſchen Vortheil bringt die Vorlage auf leinen 
Fall. Die Unſicherheit aber in der Veranſchlagung und die vollſtandige 
Abhängigkeit von zukünftigen Dingen, die man nicht beurtheilen kann, 
würden nach Annahme der Vorlage noch gefteigert werden. Es würde bon 
der Sparſamleit der en end und der Majorität der Landtage 
in den Einzelſtaaten abhängen, von ihrer mehr ſanguiniſchen oder peſſimiſti⸗ 
chen Anſchauung, ob ſparſam gewirihſchaftet würde oder ganz verſchwen⸗ 
deriſch. Das öffentliche Intereſſe könnte auch dadurch verlezt werden, daß 
man jagt, da man nicht weiß, was in zwei Jahren jtatifindet, fo muß 
man wenig bewilligen und Alles zurückſtellen, bis ein ſicheres Bild der 
allgemeinen Finanzlage vorliegt. Die Vortheile alſo ſind zweifelhaft, die 
Nachtheile ſicher. Nun kommen aber die politiſchen Bedenken in Betracht: 
die Sache betrifft den Reichstag in weit höherem Grade als den Bundes: 
rath. Der letztere hat eine Reide von Verwallungsaufgaben, die ſeine 
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einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 9. März 1881. 


Thätigkeit einen großen Theil des Jahres in Anſpruch nehmen, und er 
müßte, auch wenn der Reichstag nur alle zwei Jahre berufen werden ſollte, 
ſchon wegen feiner adminiſtrativen Befugniß einen großen Theil des Jahres 
verſammelt ſein, er ſelbſt oder ſeine Ausſchüſſe. Es handelt ſich alſo um 
eine Veränderung in dem politiſchen Rechte und der politiſchen Stellung 


die Sache, obwohl vom Bundes⸗ 
rath und Reichstag gemeinſam gehandelt iſt, viel näher an, als den Bundes⸗ 
rath ſelbſt. Nach den Beſtimmungen der Verfaſſung in Artikel 23 bat der 
Reichstag das Recht, innerhalb der Competenz des Reiches Geſetze vorzu⸗ 
ſchlagen und an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesiath reſp. Reichs⸗ 
fanzler zu überweiſen. Nach Artikel 29 ſind die Reichstagsmitglieder die 
Verlreter des . Volles, und an Aufträge und Inſtructionen 
nicht gebunden. Nach den Vorſchriften über den Bundesrath beitebt dieſer 
aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes und kann die Geſammtheit 
der den einzelnen Staaten zuſtehenden Stimmen nur einheitlich abgegeben 
werden. 

Der Reichstag hat alſo weniger ein Intereſſe daran, zu berathen und 
uzuſtimmen binſichllich der Geſetzentwürfe, die ihm von den verbündeten 
egierungen vorgelegt werden, als vielmehr das Recht der Initiative zur 

Geſetzgebung gerade fo wie der Bundesraih, wenn dieſer auch auf dem 
regelmäßigen Wege einen umfangreicheren Gebrauch davon machen wird, 
und von dieſem Recht hat der Reichstag in den letzten Jahren einen be⸗ 
deutenden und ſegensreichen Gebrauch gemacht, z. B. bei der Reichsjuſtiz⸗ 
Geſetzgebung. Mit feinem Rechte, über Petitionen zu beſchließen, dat der 
Reichstag ein gewiſſes Recht der Einwirkung auf die Verwaltung, durch die 
Erörterungen, die im Reichstage gepflogen werden, durch ſeine Kritik der 
Regierungs⸗ und Verwaltungsmaßregeln auf den einzelnen Gebieten und 
Reſſorts, durch die Beurtbeilung der Beſchwerden Re Corporationen 
über die Art der Verwaltung. Iſt das nun gleichgiltig für die Stellung 
und politiſche Bedeutung des Reichstages, ob er jo werlhvolle Rechte nur 
alle zwei Jabre ausübt oder jedes Jahr? Wo iſt in Europa oder in 
Amerika irgend ein großer Staat, deſſen Verfaſſung nicht die jährliche Be⸗ 
rufung und die jährliche Feſtſtellung des Etats ausdrücklich beſtimmt e 
(Hört! bort!) In ſolchen Dingen bat das öffentliche Recht, einer gemein⸗ 
ſamen Entwickelung fähig, eine ſolche auch im Laufe der Jahrbunderte in 
den perſchiedenen cibiliirten Ländern gehabt. Es iſt keineswegs zufällig, 
daß über dieſen wichtigen Punkt in den Verfaſſungen der großen Staaten 
eine faſt vollſtändige Uebereinſtimmung berrſcht. Dieſe Beſtimmungen haben 
wir von Anfang an ſchon in die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
aufgenommen. Wenn der Reichstag, die Vertretung des deutſchen Volkes, 
feine fo werthvollen Rechte nicht erhält, ſondern durch eigene Zuſtimmun 

beeinträchtigt, fo alteriren wir die Rechte derer, die uns hierber geſchickt 
2 1 welche wir vertreten. (Sehr richtig! ſehr wahr! links und im 

entrum. 


In der Verfaſſung, wie fie früher ſchon im Norddeutſchen Bunde, fpäter 


im Deutſchen Reiche feſtgeſtellt wurde, ftellte man ſich die ſchwere Aufgabe, 
zwiſchen den verſchiedenen rechtlichen Factoren in Deutſchland ein Gleich⸗ 
A ee berzuſtellen. In unſerer fo complicirten Bundesverfaſſung müſſen 

eſonders die Gedanken und Bedürfniſſe der Einheitlichkeit des Regiments, 
ſoweit ein ſolches auch in einem Bundesſtaat erforderlich, um die Rechte 
der Einzelſtaaten und der geſammten Bevölkerung in ein Gleichgewicht zu 
bringen, betont werden. Das iſt ſeit 10 reſp. 13 Jahren in hohem Grade 
gelungen. An dieſen Verbältniſſen ſollle man nur dann elwas ändern, 
die Organe, die in der Verfaſſung beſtellt find für die Wahrnehmung der 
Rechte und Functionen, nur dann weſentlich alteriren, wenn die dringendſte 
Nothwendigkeit vorliegt. (Sehr wahr!) Für die notbwendigen Beſtandtheile 
der Einheit in dieſem complicirten Bundesſtaate iſt neben dem Kaiſer und 
ſeinem verantwortlichen Kanzler der Reichstag das weſentlichſte Organ. 
Da beiſpielsweiſe ein Preuße in Baiern gewählt werden kann, ſo iſt klar, 
daß er IR nicht die Rechte feines Landes oder Wahltreifes, ſondern des 

anzen Volkes vertritt. Der Bundesrath dagegen vertritt lediglich die 

ntereſſen der einzelnen Regierungen, die einzelnen Mitglieder können ja 
nicht einmal abweichend von der Geſammiſtimme ibrer Regierung ftimmen. 
Der Reichstag dagegen ſoll den einheitlichen Gedanken zum Ausdruck 
bringen. Eine ſehr bezeichnende Stelle in dieſer Hinſicht findet ſich in der⸗ 
jenigen Denkſchrift des preußiſchen Staatsminiſteriums, welche im Jahre 
1863 nach den Beſchlüſſen des Frankfurter Fürſtentages dem Könige von 
Preußen über die Bedingungen vorgelegt wurde, unter denen man übers 
baupt ſich dieſem Reformprojecte in Dentfhland anſchließen könne. Es ift 
merkwürdig, bier die Bedeutung des Reichstages, die einheitliche Idee, die 
in demſelben niedergelegt ſein ſoll, und die praktiſchen Aufgaben, welche 
aus dieſer ihm erwachſen, ſo präciſe ſchon zu einer Zeit ausgedrückt zu 
leben, wo, wie wir Alle wiſſen, die Abſichten der preußiſchen Regierung, 
ſpeciell des damaligen Miniſterpräſtdenten, des jetzigen Reichskanzlers, noch 
wenig erkannt waren, und die große Bedeutung und Schwere des Ent⸗ 
ſchluſſes, zur Umgeſtaltung der deutſchen Verfaſſung zu ſchreiten, kaum von 
Jemand recht gewürdigt war. 

Die Stelle lautet: „Das Parlament, welches berufen iſt, die Sonder⸗ 
Intereſſen der einzelnen Staaten im Intereſſe der Gejammibeit Deutſch⸗ 
lands zur Einheit zu vermitteln, wird weſentlich nur in der Vertretung der 
deutſchen Nation gefunden werden können. Um die Inſtitution der letzteren 
in dieſem Sinne zu einer fruchtbringenden zu machen, wird es nothwendig 
fein, fie mit entſprechenderen Attributen auszuſtatten, als dies nach dem Frank⸗ 
furter Entwurf der Fall fein könnte.“ Wenn das damals richtig war, fo iſt 
das in dem jetzigen Augenblicke in noch viel höherem Grade der Fall. So 
viel iſt doch wohl ſicher: wenn es gelungen it in den erſten Anläufen in 
der norddeutſchen Bundesverfaſſung und in der deutſchen Reichsverfaſſung 
alle Gegenſätze zwiſchen den berſchiedenen deutſchen Staaten und Stämmen, 
den Gegenjag zwiſchen Particularismus und einheitlicher Regierungsthätige 
keit, der centrifugalen und centripetalen Kräfte in irgend ein Gleichgewicht 
zu bringen, ſo daß das Spiel der Functionen ſich nicht gegenſeitig ſtörte, 
ſondern ſich förderte, fo ift es natürlich gar nicht anders möglich, als daß 
von Zeit zu Zeit ein Räckſchlag eintritt, wo einfach der Gedanke des Parli⸗ 
cularismus oder des Einheitsſtaates immer wieder zum Vorſchein kommt. 
Nun, das Streben nach dem Einbeitsſtaat wird jetzt wohl von keiner Partei 
und keinem ernſthaften Politiker in Deutſchland mehr als Aufgabe betrachtet. 


(Ruf: Doch!) Mir iſt wenigſtens nichts davon befannt. Dagegen find die 


particulariſtiſchen Strömungen und Tendenzen nach unſerer ganzen Ge⸗ 
ſchichte und nach der Natur der deutſchen Bevölkerung für uns immer viel 
gefährlicher und verhängnißvoller geweſen. In früheren Zeiten der deulſchen 
Geſchichte iſt bekannilich die Niederhaltung derſelben nie gelungen. Geniale 
Herrſcher haben für ſich und ibre Nachfolger eine Art Verhältniß zwiſchen 
Kaiſer und Reich und den Einzelſtaaten bergeſtellt, aber niemals dat das 
lange gedauert, die auseinandergehenden Strömungen find immer ſtärker 
geweſen, wie der Freiheitsgedanke der Nation und darüber haben wir in 
ters taufendjäbrigen Geſchichte zu klagen und den Schaden zu tragen 
geha 

Das liegt tiefer, als blos in den Rechten und Intereſſen der einzelnen 
Regierungen und ihrer Anhänger, nein, das iſt tief begründet in der 
Empfindung, in der ganzen Denkungsweiſe der deutſchen Nation. Je 
inniger die Natur des Deutſchen iſt, je mehr er ſich an die Heimatb, an die 
ihm zunächſt ſtehenden, liebgewordenen Verhältniſſe anlehnt, deſto ſchwieriger 
iſt es für ſolche Verhaltniſſe und namentlich an der Hand einer tauſend⸗ 
jährigen Geſchichte, nur eine Stagats⸗ oder Bundesſtaatsverfaſſung herbei⸗ 
zuführen, in welcher die nöthige Beſugniß für eine Regierungsgewalt, die 
das Ganze zu vertreten und namentlich auch nach außenbin zu vertbeidigen 
bat, wirklich dauernd hergeſtellt werden kann. Wenn das damals gelungen 
iſt, fo iſt keineswegs ausgeſchloſſen, daß dieſe particularen Strömungen 
wieder zum Vorſchein kommen und daß fie unſerer Verfaſſung und unferem 
Vaterlande überhaupt gefährlich werden können. Unter ſolchen Umſtänden 
iſt nichts bedenklicher, als daß man das glücklich eingeführte Gleichgewicht 
zu ſtören ſucht, als daß man eine Geſetzgebung einführt, die nur zu leicht 
ein Abbröckeln der einheitlichen dach zur Folge haben könnte. Man 
ſollte diejenigen Organe, die in der Verfaſſung vor Allem berufen find, den 
einheitlichen Gedanken zu wahren, für ihn zu functioniren, um die Rechte 
und Intereſſen wahrzunehmen, nicht zu erſchütlern ſuchen. Eine Beſchrän⸗ 


zung dieſer Rechte aber würde es fein, wenn der Reichstag nur alle zwei 
Jahre auf etwa drei Monate berufen würde. Der Reichstag iſt mehr wie 
die Einzelvertretungen, er ſteht über ihnen. Wie jell nun die Bedeutung 
eines ſolchen Körpers intact bleiben, wenn der Bundesratb, die Vertretung 
der einzelnen Regierungen, Jahr aus, Jahr ein verſammelt iſt, wenn die 
Regierungen, Groß und Klein, das ganze Jahr bindurch am Platze find, 
ihre Exiſtenz, ihre Kraft, ihren Willen der deutſchen Bevölkerung gegenüber 
füblbar machen, wenn daneben die einzelnen Parlamente mit den beſondern 
Intereſſen der einzelnen Länzer fortdauernd bier und dort verſammelt 
bleiben, der Reichstag dagegen ſich nur alle zwei Jabre auf drei bis vier 
Monate verſammelt? Nein, meine Herren, wenn Sie den einheitlichen Ge⸗ 
danken, für welchen der Reichstag eines der weſentlichſten Organe iſt, un⸗ 
efährdet und unangetaſtet erhalten wiſſen wollen, jo müſſen Sie ihm 
einen Einfluß erhalten, indem Sie ihn in regelmäßigen Zeiträumen alle 
Jahre auf einige Monate verſammeln. Vor allen Dingen kann man er⸗ 
warten, daß der deutſche Reichstag in Vertretung der deutſchen Nation und 
in Wahrnehmung der Rechte der deutſchen Nation dieſe ſeine Rechte unan⸗ 
getaſtet laſſen will im Intereſſe der Nation und der Organe, deren einheit⸗ 
liche Zuſammenfaſſung er repräſentirt. (Lebhafter Beifall links.) 
„Freiherr d. Marſchall: Man hat ſchon bei der erſten Berathung 
des Etats dem Herrn Reichskanzler einen Vorwurf daraus gemacht, daß er 
ein Geſetz wieder eingebracht hg welches in der ſchroffſten 1555 abge⸗ 
lebnt ſei und Herr v. Bennigſen bat dieſen Tadel heute wiederholt. Die 
Herren, die die Regierung in dieſer Beziehung tadeln, baben aber ihren 
Widerwillen gegen das Geſetz zu ſehr verallgemeinert und ſind dabei mit 
den Thatſachen in Widerſpruch getreten. Denn das Geſezz iſt nur desbalb 
im vorigen Sommer nicht erledigt worden, weil bei den dringenden Auf: 
gaben der vorigen Seſſionsperiode ſeine ſofortige Erledigung nicht noth⸗ 
wendig war. Es enthält ja zweifellos einen nicht unerheblichen Eingriff in 
unſer Verfaſſungsrecht und meine Freunde und ich baben es um fo ge⸗ 
wiſſenhafter geprüft, weil die Verfaſſung gefeit fein ſoll g⸗gen die Strö⸗ 
mungen der Zeit und nur wegen ſehr dringender Bedürfniſſe geändert 
werden darf. Wir erkennen im Allgemeinen ſeine Tendenz inſoweit für 
berechtigt an, als es eine Vereinfachung des varlamentariſchen Apparates 
bezweckt. Wir ftimmen dieſer Tendenz zu, nicht weil wir dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Recht kübler gegenüberſteben denn was der Liberalismus in 
feiner claſſiſchen Zeit erſtritten bat gegenüber dem abſoluten Staat, die 
Tbeilnabme des Volkes an der Geſetzgebung, das muß der conſervativen 
Partei der unverrückbare Boden für ihr Streben ſein — ſondern weil wir 
das Streben derjenigen nicht billigen können, welche geblendet von den Er 
folgen des conſequent durchgeführten parlamentariſchen Spyſtems im Aus⸗ 
lande, die Weiterbildung und Krönung deſſelben darin ſehen, daß mehr 
und mehr der Schwerpunkt der Regierung in die Parlamente verlegt wird. 
Wir treten dem entgegen in der Ueberzeugung, daß ebenſo wie die Bundes⸗ 
ſtaatsform, fo auch dieſe Form des parlamentariſchen Lebens mit der Eigen: 
art des deutſchen Volkes in Widerſpruch ſtebt (Sehr richtig! rechts), und 
fehl 5 Pflanze auf deutſchem Boden an Lebensfähigkeit 
ehlen würde. 

Die ſicherſte Garantie für eine geſunde Weiterbildung des parlamen: 
tariſchen Syſtems erblicken wir darin, daſſelbe in Einklang zu bringen mit 
den Anſchauungen unſeres Volks. Es iſt doch unzweifelhaft, daß die be⸗ 
ſtehende Theilung der ſtaatlichen Functionen, wurzelnd auf biftoriiher Ent⸗ 
wickelung, wiederum eine Arbeitätheilung bedingt auch in Beziehung auf 
den Parlamentarismus, und dieſe Theilung es unmöglich macht, unbedingt 
das Beiſpiel anderer Länder nachzuahmen. Man kann doch deshalb nicht 
den Vorwurf des Partikularismus gegen den erheben, der an den be⸗ 
8 Grundlagen unſerer eigenartig entwickelten Staatsverfaſſung feſt⸗ 

alten will. Es wird bäufig über die Theilnabmsloſigkeit des Volkes am 
es Leben geklagt, bald weil die Parlamente nicht genügend mit 
Rechten ausgeſtattet ſeien, bald weil wir einer parlamentariſchen Regierung 
entbehrten, ja ſogar der Reichskanzler ſolle eigentlich daran ſchuld ſein, weil 
er nicht mehr liberal iſt. Wer einen Blick auf die zahlreichen alljährlich in 
Deutſchland tagenden parlamentariſchen Körperſchaften wirft und ſieht, wie 
ufig das Volk zu den Wahlen berufen ift, der muß ſich fragen, ob wir gegen- 
wärtig nicht Anforderungen an die Theilnahme des Volles ſtellen, welche 
in vollem Umfange nicht zu erfüllen find, und meiner Ueberzeugung nach 
liegt der Grund für dieſe Apathie in einer gewiſſen Ueberſättigung von 
Parlamentarismus. Denn man wird doch im Volke W anſtellen 
zwiſchen der verwendeten Arbeitskraft und den erkennbaren Leiſtungen, und 
nichts wäre geeigneter, das Anfeben der Parlamente zu ſchädigen und zu 
untergraben, als ein dauernd ungünhiges Facit dieſes Vergleichs. Es giebt 
keinen größeren Feind unſeres Verfaſſungslebens als dieſe Apathie, und 
das ſind nicht die ſchlechteſten Freunde des verfaſſungsmäßigen Lebens, die 
ein größeres Maßhalten im Parlamentarismus empfehlen, zumal die heutige 
Entwickelung deſſelben an die Kräfte der Staatsverwaltung ſehr große An⸗ 
forderungen ſtellt. f 

Es iſt neulich von der Beſchränkung der Theilnabme der Beamten an 
der Volksvertretung geſprochen worden. Gerade die Aufrechterhaltung des 
get enwärtigen Zuſtandes iſt am allerwenigſten geeignet, dieſen Wunſch Cine 

Uung nahe zu bringen, denn man wird bei dem Mangel geeigneter 
Volksvertreter wieder auf ſie zurückkommen müſſen, die noch eher für Monate 
abkömmlich find als Privatleute, denen man nicht zumuthen kann, ihr Ges 
ſchäft einfach dem Parlamentarismus zu opfern. (Sehr wahr! rechts.) Was 
nun die Verlängerung der Legislaturperiode betrifft, von der der Abg. von 
Bennigſen überhaupt nicht geſprochen bat, jo handelt es ſich dabei nicht um 
bochpolitiſche Fragen, ſondern einfach darum, Fürſorge zu treffen gegen ge⸗ 
wiſſe Erſcheinungen, die mit der Wablagitation verknüpft find und deren 
häufige Wiederholung gewiß nicht wünſchenswerth iſt. Bei den vielen Klagen 
aus dem Volke wegen der häufigen Wahlen beſorge ich bei Verlängerung 
der Legislaturperiode eine entgegengeſetzte Klage, daß man nicht genug 
wählt, in keiner Weiſe. (Sehr richtig! rechts.) Je größer ferner auf der 
einen Seite die Apathie iſt, um ſo draſtiſcher müſſen natürlich die Mittel 
ſein zur Beſeitigung derſelben, und es tritt dann häufig an deren Stelle 
eine ungeſunde, fieberhafte Erregung, die noch Monate lang nach den Wahlen 
anhält. Dieſe Wahlmittel Er wir beklagen, aber wir können fie nicht 
hindern. Wir ſehen, welche Rolle dabei perſönliche Verdächtigungen und 
Verleumdungen ſpielen, wie perſönliche und locale Streitigkeiten gefübrt 
werden, wie die Tagespreſſe zu keiner Zeit ihrer höheren Aufgabe der Ver⸗ 
ſittlichung und Bildung der Menſchheit ferner ſteht, als gerade in den Tagen 
der Wahlagitationen. (Sehr gut! rechts.) Nicht nur unſer Volksleben, auch 
das Parlament ſelbſt wird in Mitleidenſchaft gezogen durch die Art dieſer 
Wahlagitationen. Es bieße doch die menſchliche Natur verkennen, wollte 
man in Abrede ſtellen, daß ein Volksvertreter, der nach einem heftigen 
Wahlkampf in das Parlament eintritt, ſich ſofort des Eindrucks der Dinge 
erwehren könnte, die bei dem Wahlkampfe vorgegangen ſind, und daß nicht 
in kurzer Zeit die Vorausſicht auf die kommenden Wahlen wieder einen 
Einfluß übt. Je naber dieſe beiden Punkte an einander find, um jo mehr 
ee nen und gedeihlichen Behandlung der parlamentariſchen 

e Gefahr. 

Aus dieſen Gründen werden meine politiſchen Freunde und ich dem 
Vorſchlage der verbündeten Regierungen zuſtimmen, nämlich die Legislatur⸗ 
periode auf bier Jahre zu verlängern, und wir laſſen dahingeſtellt, ob nicht 
noch eine weitere Verlängerung zweckmäßig erſcheint. Ferner müſſen aber 
die beiden Fragen getrennt von einander behandelt werden, nämlich die 
der zweijährigen Etatsperioden und die weitere, ob der Regierung zustehen 
ſolle, nur alle zwei Jahre den Reichstag einmal einzuberufen. Dieſe beiden 

agen bangen durchaus nicht fo eng miteinander zuſammen, wie dies der 
Herr von Bennigſen behauptet. Man kann entſchiedner Gegner der zwei⸗ 
jährigen Berufung des Reichstags fein und in dieſer Beziehung ſämmtliche 
Gründe des Herrn v. Bennigſen billigen, ohne daß dadurch der Frage der 
zweijährigen Etatsperiode präjudicirt wäre. Man könnte im Gegentheil 
— darin das Richtige finden, daß der Reichstag in dem einen Jahre 
ich vorzugsweiſe mit der Etatsberathung und in dem andern Jabre mit 
andern 9 2 Aufgaben beſchaftigte. (Sehr wahr! rechts.) Daß wir 
uns jedenfalls gegenwärtig in großen Mißſtänden befinden, iſt ſogar ganz 
unumwunden von Herrn b. Bennigſen gleichfalls von Herrn Rickert aner⸗ 
kannt worden. Wie übrigens der Antrag des Letzteren formulirt iſt, fo 
könnte man glauben, daß es ſich eigentlich nur um das Wollen dandle, 
wäbrend das Können gar keine Frage ſei. Die Sache liegt doch aber anders. 
Die gegenwärtigen Mißſtände werden nämlich nicht erſt heute empfunden, 
da ſie ſchon ſeit vielen Jahren vordanden ſind, in denen es auch nicht an 
Bemühungen zu ibrer Beſeitigung gefeblt bat, Ich weiß nun nicht, warum 
in dieſem Jahr ohne Aenderung der Geſetz Bo: das gelingen foll, was 
bisher nicht gelungen it. Wenn wir ins Auge faſſen, wie trotz aller bis⸗ 
herigen Bemühungen es unmöglich geweſen iſt, denjenigen Zuſtand obne 
Aenderung der Geſetzgebung herbeizuführen, den der Abg. Rickert mit uns 
für den wünſchenswerthen erachtet, dann kann man ſich der Ueberzeugung 
nicht verſchließen, daß das einfachſte und durchgreifendſte Mittel in den 
zweijäbrigen Etatsperioden zu finden iſt. 

ngenommen, daß der Vorſchlag des Abg. Rickert durchführbar wäre 
und der Reichstag jedes Jahr ſeinen Etat vor den Etats der einzelnen 
Länder feſtſtellen könnte: dann müßte, wie der Abg. v. Bennigſen zugegeben 
bat, der Reichstag Ende October zuſammentreten zur Elatsfeſtſtellung, alſo 


erlode, Der Eta 
Sommer feitgeftellt, wo kaum die . der l L ahres vorhanden 
find, fo daß die Schwierigkeiten, die der Abg. v. Bennigſen in den zwei⸗ 
jährigen Etatsperioden gefunden bat, in vollem Maße vorhanden wären, 
wenn es nötbig iſt, den Etat zu einer Zeit feſtzuſtellen, wo der vorjäbrige 
kaum abgeſchloſſen iſt, zumal man doch von der Vorausſetzung ausgehen 
muß, daß eine richtige und ſorgſältige Etatsfeſtſtellung nicht zu einer Zeit 
ftattfinden darf, wo man die Verhältnifie des laufenden Jahres noch nicht 
überſehen kann. Dem Urtheil des Abg. v. Bennigſen über die Schwierig⸗ 
keit der Durchführung der zweijäbrigen Etats in Preußen kann ich nur das 
gewiß ſachkundige Urtheil der preußiſchen Finanzverwaltung gegenüber: 
ſtellen, die ſich für pie Darchführbarteit der zweijährigen Etals entſcheidet, 
womit ſich auch meine politiſchen Freunde, die mit den preußiſchen Verhalt⸗ 
niſſen vertraut find, völlig einverſtanden erklärt baben. Wir haben es hier 
aber vor Allem mit dem Reich zu thun; und bier verweiſe ich Sie auf die 
Berathung der Reichsverfaſſung, wo der Abg. Miquel gegen die in Vor⸗ 
ſchlag gebrachten dreijährigen Etatsperioden namentlich das Argument an⸗ 
führte, daß damals die Bedürfniſſe und Anforderungen der Reichsverwal⸗ 
tung noch zu wenig überſichtlich geweſen und ſich noch nicht genügend ge⸗ 
ſetzt hätten, um längere Etatsperioden eintreten zu laſſen, ein Argument, 
das damals gewiß ſeine volle Berechtigung gehabt. Aber beute iſt das anders. 

Die Möglichkeit, zweijährige Etatsperioden einzuführen, hängt nicht fo 
wohl von der Größe der Zahlen ab, als von der größeren oder geringeren 
Sicherbeit, womit man für die Zukunft die Bevürfniſſe und Anforderungen 
feſtſtellt. Uebrigens rechnen wir bei dem Reichshaushaltsetat viel mehr 
mit feſten Zablen als in den Etats der einzelnen Staaten. Und ich denke, 
nachdem es den Einzelſtagten möglich war, unter kleineren Verhältniſſen 
zweijährige Etats durchzuführen, ſo muß auch das im Reichs haushaltsetat mög⸗ 
lich ſein. Die Vortheile, die ſich mit der Einführung zweijähriger Etats⸗ 
perioden für die Verwaltung der Einzelstaaten und der Reichs finanzen er⸗ 
geben, liegen jo klar auf der Hand, daß die Befürchtungen des Abg. von 
Bennigſen nicht dagegen aufkommen können. Gegen dieſe letzteren möchte 
ich geltend machen: Wenn auch auf der einen Seite die Vorausſicht der 
einzelnen Poſitionen für zwei Jahre etwas ſchwieriger ſein mag als für 
ein Jad. dann muß doch auch die Möglichkeit oder Wahrſcheinkeit vorban⸗ 
den fein, daß die Irrtbümer des einen Jahres ſich mit denen des anderen 
Jahres ausgleichen und man in der Hauptſache zu einem richtigen Etat 
kommt. Bezüglich des wichtigſten Punktes der Vorlage kann ich endlich 
perſönlich erklären, daß ich in vielen Ausführungen dem Herrn v. Bennigſen 
Recht geben muß und in der That ſelbſt Zweifel habe, ob es nicht noth⸗ 
wendig ſei, denjenigen geſetzgebenden Körper, der recht eigentlich das Sinnbild 
der deutſchen Einheit iſt, alle Jabre zuſammen zu berufen. Meine politi⸗ 
ſchen Freunde und ich haben dieſe principielle Frage einer genauen Er: 
örterung nicht unterworfen und zwar deshalb nicht, weil wir zu der Webers 
zeugung gekommen ſind, daß in abſehbarer Zeit überhaupt davon nicht 
mehr die Rede ſein kann, den Reichstag nur alle zwei Jahre zuſammen⸗ 
zuberufen. Wir fehen, welche Aufgaben uns noch auf allen Seiten bevor⸗ 
ſtehen. Unſere wirthſchaftliche @elebgebung iſt von Neuem in Fluß ge⸗ 
kommen! Wir fteben vor einer ſocialen Reform im großen Stil! Wir er: 
warten noch den weiteren Ausbau unſerer Juſtizgefetzgebung. 

Wir verlangen die Reform der Nctiengefebgebung. Und recht Viele von 
uns verlangen auch eine gründliche Reform unſerer Armengeſetzgebung und 
des Geſetzes über den 15 M 6 Wohin wir jeben, bieten ſich 
der Aufgaben genug, und meine politiſchen Freunde und ich haben nicht die 
Abſicht, der Regierung eine Facultät zu geben, von der fie aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach in abſebbarer Zeit keinen Gebrauch machen kann. Wir 
daben dieſen Standpunkt um ſo eher für den richtigen gehalten, als auch 
dei unſeren politiihen Freunden ſich politiſche Bedenken gegen die Ge⸗ 
währung dieſer Facultät geltend gemacht haben. Es kann wohl nicht die 
Aufgabe der dalle ena ſein, derartige principielle Streitfragen in nur 
akademiſcher Weiſe feſtzuſtellen, eine Streitfrage zu entſcheiden, wenn im 
Voraus feſtſteht, daß in abſehbarer Zeit eine praktiſche Wirkung dieſer Ent: 
ſcheidung nicht eintritt. Ich babe Ihnen damit die Stellung gekennzeichnet, 
die meine politiſchen Freunde dieſem Geſetzentwurfe gegenüber einnehmen. 
Wir halten die Einführung zweijähriger Etatsperioden im Reichstag für 
wünſchenswerth und ebenſo die Verlängerung der Legitlaturperioden. Wir 
glauben, indem wir auf dieſe Weiſe den Einzelſtaaten die Möglichkeit ge⸗ 
währen, ſich aus den Schwierigkeiten der Finanzverwaltung berauszuwinden, 
in denen ſie ſich heute befinden, ihnen damit einen ſehr weſentlichen Dienſt 
zu leiſten. Wir glauben ferner, daß durch die Vereinfachung des parla⸗ 
mentariſchen Apparats beſonders dafür Sorge getragen wird, daß unſer 
Volk ſich mehr und mehr wohl fühle im Verfaſſungsleben, und gern und 
freudig tbeilnebme an den Rechten und Pflichten, wie die Verfaſſung fie 
uns zutheilt. (Beifall rechts. 

Abg. Reichenſperger (Olpe): Der eigentliche Schwerpunkt des vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfs liegt in der Abänderung des Artikels 13, und die 
Abſicht dabei ſcheint mir dabin zu geben, das geflügelte Wort des Herrn 
Reichskanzlers, daß es Zeiten gebe, wo eine dictatoriſche Regierungsgewalt 
nothwendig ſei, Wahrheit werden zu laſſen. Gegen die Eventualität einer 
Abänderung des Etatsjahres kann ich mich nicht fo kategoriſch erklären, wie 
es der Abg. Bennigſen gethan hat; wohl aber glaube ich, daß der bier vor⸗ 

eſchlagene Weg keine Beſſerung, ſondern eher eine Verſchlechterung der Zu: 
ſtande berbeiführen wird. Ich maße mir kein competentes Urtheil darüber 
an, ob man auf zwei Jahre im Voraus alle Bedürfniſſe eines fo großen 
Staatsverbandes, wie des Deutſchen Reichs, ſicher ſtellen kann; ich bin aber 
überzeugt, daß wir unter allen Umſtänden Nachtragsetats erhalten werden. 
Könnte mir ſeitens der Reichsregierung das Gegentheil verſichert werden, 
ſo wäre ich der erſte, der mit beiden Händen zugriffe. Der Weg, den ich 
eingeſchlagen wiſſen möchte und für den ich ſeit einer Reihe von Jahren 
ſtets plaidirt habe, iſt der einer getrennten Behandlung des Ordinariums 
und des Extraordinariums des Etats. Ich weiß ſehr wohl, daß die Herren 
Liberalen gegen dieſen Weg eine Abneigung empfinden. Vergegenwärtigen 
Sie ſich indeſſen die Beſtimmungen der preußiſchen Verfaſſung, die zwar im 
Artikel 99 die jährliche Feſtſtellung der Einnahmen und Ausgaben vor⸗ 
ſchreibt, dem gezenüber aber im Artikel 109 das Correctiv enthalt, daß die 
beſtebenden Steuern und Abgaben bit zu deren geſetzlicher Abänderung 
forterhoben werden. Obne dieſen Artikel 109 beziehungsweiſe ohne ein feſt⸗ 
eſtelltes Ordinarium würde die Majoritat einen Druck auszuüben in der 
age ſein, den ich für inconſtitutionell halte, — einfach durch eine Beſchnei⸗ 
dung des Budgets zum Zwecke eines Syſtem⸗ oder gar eines Perſonen 
oa Damit wäre denn die Omnipotenz einer prätentiofen Majorität 

ex geſtellt. 

Die Motive bezeichnen mit Recht das Zuſammentagen von Reichstag 
und Einzel Landtagen als einen Grund, der zahlreiche Mitglieder des Reichs⸗ 
tages an der Ausübung ihres Mandats bindere, ein nicht zu unterſchäzen⸗ 
der Umſtand ift aber auch die Diatenloſigleit, die factiſch einer Beſchränkung 
der paſſiven Wahlfähigteit gleichkommt. Dem Zuſammentagen muß gleich⸗ 
falls mit Energie entgegen gearbeitet werden, da es ſchließlich Recht und 
Weſen dieſer Körperſchaft verwirrt und die Majoritatsverbaltniſſe auf den 
Kopf zu ſtellen geeignet it. Meines Erachtens muß dieſes Zuſammeniagen 
eventuell durch ein 1 direct verboten werden, falls die Reichs⸗ 
regierung nicht ſtark genug ſein follte, auf die Regierungen der Einzelſtaaten 
in dieſer Hinſicht einzuwirken. Durch Schaffung zweiſahriger Etatsperioden 
für das Reich würde das Zuſammentagen nicht vermieden werden. Wir 
baben bereits jetzt in vielen deutſchen Staaten mehrjährige Etatsperioden, 
ohne daß dadurch jenem Uebelſtande abgeholfen wäre. Bezüglich des in 
der Vorlage bekämpften Princips der labeliden Berufung des Reichstages 
iſt ſchon von Herrn von Bennigſen darauf hingewieſen worden, daß daſſelbe 
bereits durch die communis opinio omnium in poſitivem Sinne entschieden 
ſei. Unitariſche oder föderaliſtiſche Intereſſen können zwar bei Beurtheilung 
dieſer Frage 10 80 in Betracht kommen; von ausſchlaggebender Bedeutung 
iſt dagegen die Wahrung des dem Reichstage verfaſſungsmaäßig zuſtehenden 
Rechts der Initiative in der Geſetzgebung. Andererſeits würde der Grund⸗ 
ſatz der zweijährigen Berufung zur nothwendigen Folge haben, daß dem 
Bundesrath ein gewiſſes Octroyirungsrecht gegeben würde, woran doch wobl 
von keiner Seite gedacht wird. 3 5 

Bundesbevollmachtigter Miniſter v. Bötticher: Meine Herren! Ich habe 
unächſt das Bedauern des Herrn Reichskanzlers auszusprechen, daß er durch 
einen Geſundbeitszuſtand abgehalten ift, der de utigen erſten Berathung der 
Vorlage beizuwohnen. Die Vorlage, wie fie Ihnen bereits im vorigen 
Jahre vorgelegt worden iſt und wie ſie die verbündeten Regierungen in 
dieſem Sabre ben von Neuem 77 zugehen laſſen, hat meines Erachtens nicht 
die bochpolitiſche Bedeutung, welche ihr die 1 9 55 Abgeordneten v. Bennig⸗ 
ſen und Reichenſperger beigelegt haben. Wenn Herr von Bennigſen ſeine 
Rede damit begonnen bat, daß es ein 1 4 0 auffallendes Verfahren 
der verbündeten Regierungen ſei, eine Vorlage, welche im vergangenen 
Jahre im Einverſtändniß aller Parteien und im Einverſtändniß des Bundes⸗ 
rathes nicht zur Berathung gezegen worden iſt, wieder einzubringen, ſo er⸗ 
widere ich darauf, daß mir zwar die Vorgänge des vorigen Jabres aus 
eigener Wahrnehmung nicht bekannt ſind, daß aber ein Einverſtändniß der 
verbündeten Regierungen, im Vorjahre die Vorlage unter den Tiſch fallen 
zu laſſen und zu begrahen, jedenfalls nicht vorlag. Der Gegenſtand, mit 
dem ſich die Vorlage beſchäffigt, iſt in der gegenwärtigen Seſſion des Bun: 
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Etat wird nun aber im] desraibs einer erneuten und ſehr ſorgfältigen Beratbung e SER 


und von keiner Seite iſt die Behauptung aufgeſtellt worden, daß man eine 
Vorlage, die im vergangenen Jahre die Zuſtimmung der verbündeten Re⸗ 
gierungen in ihrer überwiegenden Mehrzahl gefunden bat, deute um des⸗ 
willen zurückſtellen müfle, weil fie nach der Behandlung, die fie im vergan⸗ 
enen Jahre im Reichstage gefunden, auf einen ungetheilten Beifall der 
eichsvertretung nicht rechnen könnte. Die Gründe, welche die verbündeten 
Regierungen im vergangenen Jahre beſtimmt haben, die Vorlage einzubrin⸗ 
gen en die Erfahrungen des letzten Jahres in keiner Weiſe wider⸗ 
egt worden. 0 

Die Klagen über das Zuſammentagen von Reichstag und Landtagen, 
über eine zu große Inanſpruchnabme der Kräfte der Landes⸗ und Reichs⸗ 
vertretung bei den parlamentariſchen Geſchäften ſind im letzten Jahre un⸗ 
vermindert hervorgetreten. Und, meine Herren, kennten denn die verbün⸗ 
deten Regierungen irgendwelche Bedenken tragen, ein Mittel vorzuſchlagen, 
was in früheren Jahren von bervorragenden Führern der einzelnen Par⸗ 
teien dieſes Hauſes ſelbſt empfohlen worden iſt? Schon im Norddeutſchen 
Reichstage bat man nach Mitteln geſucht, um das Zuſammentagen don 
Reichstag und Landtag zu vermeiden, und im Jahre 1873 hat ein hervor⸗ 
ragender Führer des Centrums im Einklange mit einem hervorragenden 
15 der deutſchen Reichspartei ſich dahin ausgeſprochen, daß das wirk⸗ 
ſamſte Mittel die Einfübrung der zweijährigen Gtatsperiode ſei. Wo ſolche 
Ausſprüche vorliegen, können Sie unmöglich den verbündeten Regierungen 
einen Vorwurf daraus machen, daß fie dieſes Mittel Ihnen nunmehr zur 
Dispoſition ftellt, und wo alle anderen Mittel ibren Dienſt verſagen, werden 
Sie doch um fo weniger ſich darüber beklagen können, daß man ernſtlich 
daran gebt, zu erwägen, ob das jetzt vorgeſchlagene Mittel beſſer iſt. Meine 
Herren! Der Herr Abg. Reichenſperger hat den Schwerpunkt der Vorlage 
darin gefunden, daß dem Kaiſer und den verbündeten Regierungen die Be⸗ 
2 eingeräumt werden ſoll, den Reichstag boͤchſtens alle zwei Jahre ein⸗ 
zuberufen. Hier liegt der Schwerpunkt in keiner Weiſe. Ich kann Ihnen 
actenmäßig nachweiſen daß der Grundgedanke und der Ausgangspunkt der 
Vorlage lediglich die Erwägung geweſen iſt: wie helfen wir den Mißſtänden 
ad, die durch die gleichzeitige Inanſpruchnahme der Landes⸗ und Reichsver⸗ 
tretung hervorgetreten ſind. Exit ſpäter, nachdem man fi daran gemacht 
hatte, einen Geſetzentwurf auszuarbeiten, der darauf abzielte, die zweiſährige 
Budgetperiode einzuführen und conſequenterweiſe die vierjährige Legislatur⸗ 
prriode in Ausſicht zu nehmen, ging man dazu über, zu erwägen, ob nicht 
der Artikel 13 einer Aenderung bepürſe. 

Es iſt gam zutreffend, wenn die Motive ſagen, daß für den Vorſchlag 
der Abänderung des Artikel 13 ausſchließlich der Grund maßgebend geweſen 
ift, daß man ſich ſagte, der Art. 13 hängt zuſammen und verdankt feine 
Entſtehung der einjährigen Budgetperiode. Man würde nicht die jährliche 
Berufung des Reichstags vorgeſchlagen haben, wenn man nicht zum Zweck 
der Feſtſtellung des Budgets die jährliche Berufung für nothwendig gehalten 
hätte. Ich wiederhole; Art. 13 iſt nach der Auffaſſung der Regierungen in 
keiner Weiſe der Schwerpunkt der Vorlage. Ich bin ſogar der Ueberzeu⸗ 
gung, daß, wenn die Mehrheit dieſes boben Hauſes ſich gegen die Ab⸗ 
änderung des Art. 13 erklären ſollte, die Regierungen ſehr gern bereit ſein 
werden, in Erwägung zu nehmen, ob ſie auf der Forderung einer neuen Formu⸗ 
lirung des Art. 13 beharren ſoll. Der Schwerpunkt liegt nur in der Ana 
nabme der zweijährigen Budgetperiode. Ich enthalte mich einer näheren 
Ausführung darüber, ob dieſe zweiſährige Budgetperiode finanziell möglich 
und vortheilhaft iſt, ob ſie die Nachtheile mit ſich führt, wie ſie von Herrn 
v. Bennigſen angedeutet find und ob man deshalb beſſer thut, es bei der 
einjährigen Budgetperiode zu belaſſen. Es werden dieſe Gründe noch von 
anderer Seite entwickelt werden. Daß aber darf ich nicht unerwähnt laſſen, 
daß ſämmtliche Finanz⸗Autoritäten der Reichs- und preußiſchen Staats⸗ 
derwaltungen die Möglichkeit, Durchführbarkeit und Zweckmäßigkeit der 
Maßregel nicht in Frage gezogen haben. (Hört, hört! rechts.) Das Mittel, 
welches der Herr Abg. Rickert in feinem Antrage vorgeſchlagen, wird nicht 
zum Ziele fübren. Herr v. Marſchall hat mit Recht hervorgehoben, daß es 
geradezu unmöglich fein wird, daß das Reichsbudget fo ſorgfältig und an 
der Hand fo gründlicher Erfahrungen bis zum October jeden Jahres feſt⸗ 
zuſtellen wäre, wie es jetzt möglich iſt. Ich bitte Sie, meine Herren ſtellen 
Sie ſich auf den Standpunkt des praktiſchen, nicht des politiſchen Jutereſſes. 
Die verbündeten Regierungen wiſſen ſich durchaus frei von der Abſicht, die 
Rechte dieſes hoben Hauſes, die Rechte der Reichsvertretung überhaupt zu 
ſchmalern. Wie kann denn der Mann, der damals bei der Gründung des 
Norddeutſchen Bundes darauf aus war, den Reichstag mit möglichſt weit⸗ 
gebenden Atributionen zu verſehen, geneigt fein, fie jetzt zu ſchmalern? Das 
iſt einfach unmoglich. Ich empfehle Ihnen die Annahme der Vorlage. 

Abg. Stumm: Der Abg. Reichenſperger hat ſich in ſeiner Argu⸗ 
mentation durchaus nicht principiell gegen 2jährige Etatsperioden, ſondern 
nur Ga eine 2jäbrige Berufung des W ausgeſprochen. Durch 
die Erklarung, die der Vertreter der Regierung ſoeben abgegeben hat, ſind 
dieſe gegen die Vorlage geltend gemachten Gründe vollkommen binfällig 
Bender Es handelt ſich bier in der That um eine eminent praktiihe 

age. Die Behauptung, daß die Vorlage im vorigen Jahre unter Zu⸗ 
fümmung der Regierung und unter dem Beifall aller Parteien ſtill⸗ 
ſchweigend begraben worden ſei, iſt durchaus unrichtig. Ich ſelbſt habe die 
Notbwendigkeit, in die Berathung des Geſetzemwurfs einzutreten, lebhaft 
betont und der Abg. Windthorſt machte gegen dieſe Forderung nur die 
phyſiſche Unmöglichkeit geltend, die Vorlage der Regierung noch durchzu⸗ 
berathen. Von demſelben Schickſal wurden noch 8 andere Entwürfe be⸗ 
troffen, und ich glaube ſchwerlich, daß man behaupten will, der Reichstag 
babe alle dieſe abſichtlich begraben. Daß die Regierung ſchließlich diejenigen 
Vorlagen bezeichnete, welche fie ſelbſt für dringlicher hielt als andere, ift 
allerdings richtig, aber niemals hat fie hierdurch die letzteren als unhalt⸗ 
bar anerkannt. Der Abg. Reichenſperger hat den Gründen der Regierung, 
daß eine Folge der übermäßigen Ausdebnung der parlamentariſchen Ar⸗ 
beiten die bedauerliche Beſchlußunfähigkeit des Reichstages ſei, die Forde⸗ 
rung gegenübergeſtellt, den Mitgliedern Diäten zu bewilligen. Daß die 
Diatenloſigkeit auf die Beſchlußfäbigkeit keinen weſentlichen Einfluß aus⸗ 
übt, läßt ſich mit ziemlicher Sicherheit ſtatiſtiſch nachweiſen. Offenbar iſt 
für die in Berlin wohnenden Mitglieder der Mangel an Diäten am 
wenigſten fühlbar. Nun zählt die Fortſchrittspartei, die Überdies an ihre 
auswärtigen Mitglieder Diäten aus eigenen Mitteln zahlt, die meiſten 
Berliner, die deutſchconſervative Partei die wenigſten. a 
„Trotzdem zeigt ſich die auffallende Erſcheinung, wenn man die nament⸗ 
lichen Abſtimmungen der borjährigen Seſſion zufammenftellt, daß von den 
Mitgliedern der deutſcheonſervativen Partei 84,5 Procent anweſend waren 
und 2,1 Procent ohne Entſchuldigung fehlten, während von der Fortſchritts⸗ 
partei nur 63,3 Procent anweſend waren und 19 Procent ohne Entſchuldi⸗ 
gung fehlten. (Rechts: Hört!) . Reſultat bezieht ſich . nur 
auf die erſten 40 Sitzungen, wird aber durch den fibrigen Theil der Seſſion 
nicht weſentlich alterirt werden. Die Anſicht der Regierung, daß die Aus⸗ 
des 8h unſerer parlamentariſchen Campagne, die ſich über 8 bis 9 Monate 
des Jahres erſtreckt, eine Uebermüdung der Mitglieder derbeiführt, ift voll⸗ 
kommen begründet. Unp nicht allein für die Abgeordneten jelbit, ſondern 
auch für das Publikum iſt eine ſolche Ausdehnung der Parlamentsverband⸗ 
lungen ermüdend. Niemand bat mehr Luſt, die Sitzungsberichte in die 
Son zu nehmen. Mit viel größerem Intereſſe wird eine fulminante 


udenrede von Herrn Henrici oder eine ebenſo fulminante, außerparlamen⸗ 


tariſche regierungsfeindliche Rede des Herrn er geleſen. Und dieſe 
Erſcheinung iſt nicht etwa blos auf Luſt am Scandal zurück zu 
führen, ſondern findet in den beſtebenden Zuständen ihre natürk 
Erklärung. Der Abgeordnete von Bennigſen machte gegen die Vor⸗ 
lage geltend, daß der Zweck derſelben noch keineswegs erreicht ſei, auch 
wenn der Reichstag ſie annehme, weil auch die Einzellandtage erſt eine 
mehrjährige Budgeiperiode einführen müßten. Ec überſieht dabei, daß mit 
Ausnahme von Peußen alle in Betracht kommenden Enzelſtaaten bereits 
eine mehrjährige Amtsperiode daben. Auch die Behauptung, daß die große 
Ausdehnung der Etatsberatbung im preußiſchen Landtage nur eine borüber« 
N Folge des Culturkampfes ſei, iſt unbegründet. In früheren Jahren, 
ebor man den Gulturfampf kannte, beſtand der Zopf, alle perſönlichen und 
1 ee bei der Etatsberathung zur Sprache zu bringen, ebenfo 
wie deute. j sl; 

Daß die anderen großen europäifhen Staaten keine zweijährige Etats⸗ 
perode baben, liegt einfach darin, daß die Gründe, welche bei uns in der 
Colliſton der Parlamente vorliegen, dort nicht beſteben. Der Antrag Rickert 
ift das allerſchechteſte Auskunftsmittet, weil er ale Schattenſeiten der Vor⸗ 
lage obne deren Vortheile bietet. Er dat die Folge, daß die Aufitellum 
des Reichshaushaltsetats bereits in einer Zeit erfolgen muß, in der ich 
die Finanzgebahrung des laufenden Jahres noch gar nicht überjehen läßt- 
Die Unſicherheit des Etats, die man gegen eine zweijährige Etalsperio de 
geltend macht, beſteht alſo auch bier, obne daß an den jegigen Zuſtanden 
etwas gebeſſert wird. Eine Erſparniß an Zeit wird durch den Antrag ſicher 
nicht erzielt. Andererſeits iſt es doch eine berechtigte Jerderung, daß die 
Berathungszeit der größten parlamentariſchen Körperſchaft ſo ge egt werde, 
wie es ihren Mitgliedern am bequemſten iſt, und daß die Zeit nach Neu⸗ 
Menn vielen Beziehungen bequemer iſt als vor Neufahr wird von Niemand 
bestritten werden können. Für diejenigen Mitglieder, welche gleichzeitig dem 
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das eordnetenhaus zuerſt ue e de wenn aber nur die⸗ 
jenigen abzuſtimmen batten, welche ausſchließlich dem Reichstage angehören, 
würde der Abg. Rickert ſichee niemals eine Majorität finden. Wenn 
Haus beſchließen ſollte, jetzt in eine Verlängerung der Legislaturperioden 
75 willigen, ſo würde ich vorſchlagen, die Periode nicht auf 4, ſondern auf 

Jahre zu verlängern. Wenn die Herren von der Linken ſich ſonſt immer 
auf das Beiſpiel Englands berufen, mögen fie vemſelben auch bier folgen. 

Aus perſönlicher Erfahrung weiß ich, daß Anträge, welche anfangs mit 
lebhaftem Widerſtand aufgenommen werden, allmälig annehmbarer erſcheinen 
und endlich die Zuſtimmung einer großen Majorität finden. Sollten Sie 
die Vorlage beute ablehnen, fo boie ich, daß auch an ihr ſich dieſe Er⸗ 
fahrungen bestätigen wird. (Beifall rechts.) : 

g. Dr. Lasker: Es gebört zu den Ueberraſchungen, die ich ſchon 
mehrfach in diefer Seſſion gehabt babe, daß dieſe Vorlage, die ich für eine 
der poliliſch bedeutſamſten balte, die je an den Reichstag gelangt find, in 
ihrer politiſchen Bedeutung von allen Freunden ſo berabgemindert wird, 
als ob es ſich in der That nur um einen techniſchen Vorſchlag handle. 
Dabei baben wir doch erſt vor wenigen Tagen erlebt, daß Geſetzesvorlagen 
von minimalſter Bedeutung bier behandelt worden find, als ob das Wo 
des Deutſchen Reiches von ibnen abhänge. Die Vorlage ift in der That 
von der größten politiſchen Bedeutung, und fie ift nicht nur von den Geg⸗ 
nern nicht genügend gewürdigt worden, ſondern ſie iſt auch techniſch in un⸗ 
utreffender Weiſe unter Verleugnung aller bisherigen Vorgänge, der ber 
lannten Thatſachen und der ſich ſofort darbietenden logiſchen Momente be⸗ 
gründet worden. Be glaube den Vertreter der Regierung ſo verſtanden 
zu haben, daß der Art. 13, d. h. die jährliche Einberufung des Reichstages 
nur bedingt worden ſei durch den Art. 69, wonach jährlich ein Budget vor⸗ 
elegt werden muß. Er bat ſich nicht die Mübe gegeben, auf die Ent⸗ 
111 der Art. 69 und 13 zurückzugeben. Nämlich in dem Entwurfe der 

egierung zur Norddeutſchen Bundesverfaſſung gab es keinen Art. 69, da 
wurde gar bein jährliches Budget in Ausſicht genommen, ſondern umge⸗ 
kehrt. Art. 65 ſchlug vor, daß die außerordentlichen Ausgaben alljährlich 
durch ein Geſetz, die ordentlichen für die Dauer der Legislaturperiode feſt⸗ 
geſtellt werden ſollten. Art. 13 aber ſtand in dieſem Entwurf. Wie iſt es 
alſo möglich, daß ein Vertreter der Regierung erklärt, daß Art. 13 bedingt 
geweſen ſei durch den Art. 69, der bekanntlich erſt ſpäter auf unſeren An 
trag in die Verfaſſung bineingekommen iſt. (Hört, bört! links.) Eine 

ründliche Vorbereitung auf ein Verfaſſunssabänderungsgeſetz könnte den 
Vertretern der Regierung doch wirklich zgetraut werden. (öHeiterkeit.) 

Dann fol es nicht viel auf ſich haben, ob der Reichstag alle Jahre oder 
nur alle zwei Jabre zuſammenkommt. In allen Kämpfen um conſtitutionelle 
Rechte lag der Schwerpunkt in der Frage, wie oft die Vertretung zuſammen⸗ 
kommen ſollte. Diejenigen, die den Schwerpunkt der Regierung in die 
Volksvertretung verlegen wollten, erſtrebten — und das erkennen wir als 
ein revolutionäres Prinzip an — die Permanenz der Volksvertretung. In 
denjenigen Staaten, in denen die Regierung noch ſehr mächtig war, bat 
die Volksvertretung derſelben eine Periodſcilat abgerungen, die weſentl 
die jährliche iſt. Willen Sie, welcher Unterſchied zwiſchen einer jäbrlihen 
und einer zweijährigen Einberufung iſt? In Wahrheit: der Reichstag wird 
degradirt von einem gleichberechtigten Factor der Gesetzgebung zu einem 
— (Sehr richtig! links.) Gegenwärtig ſtehen wir parallel mit 
dem Bundesratb, der jabrlich berufen wird, gegenwärtig bat die Regierung 
jährlich Verwendungen zu machen, wir bewilligen jähelich. Was wird jetzt ger 
fordert? Der Bundesrath ſoll jährlich zuſammenkommen, ob wir aber blos als 
ein verborgen lebender Factor oder in Actualität ſein ſollen, das ſoll abhängen 
vom Beſchluſſe des Bundesraths; und das nennt man keine hochpolitiſche 
Frage? Wenn man wirklich nur auf Grund eines geſchichtlichen Irrthums, 
weil man glaubte, Artilel 13 ſei bedingt geweſen durch Artikel 96 der Ver⸗ 
ener d ſich fo leichten Herzens entſchloſſen bat, dem Reichstag die Hälfte 
einer Actnalität zu nehmen, dann iſt allerdings dieſe ſchwerwiegende Ger 
ſetzesvorlage ſebr ſchlecht vorbereitet worden. Die Sache iſt nicht nur for⸗ 
mel, ſondern auch materiell von Bedeutung. Was ist aus dem Bundes: 
lamleramte von 1867 geworden? Haben wir nicht felbit die Stellung des 
Kaiſers und die Stellung des Kanzlers innerhalb der Verfaſſung lediglich 
dur iukung des Reichstages in die Höhe wachſen ſeben? Noch vor 
2 Jabren hat der Reichskanzler entwickelt, er ſei nichts als das ausführende 
Organ des Bundesratbs, eine Vorlage, die der Bundesrath angenommen, 
müſſe er an den Reichstag bringen, vor wenigen Tagen dagegen entwickelte 


* 


er, daß er einer Bundesraths vorlage durch fein Veto entgegentreten könnte. 
Dieſe Entwickelung iſt nicht durch Aenderung der Geſetze, ſondern lediglich 
durch Ausbildung in der Praxis erfolgt. 

Wenn der Reichstag nur alle 2 Sabre uſammentritt, dann iſt er jo 
gut wie eliminirt, ſeine active Thätigkeit if beſeitigt. Selbst in Baiern 
mit zweijährigen Legislaturperioden findet jetzt doch eine alljährliche Be⸗ 
rufung der Kammern ſtatt, um den Etat . Was denken ſich 
die Herren dabei, wenn fie verlangen, der Reichstag ſolle zwar jährich 
uſammenberufen werden, aber nur alle zwei Jahre ein Budget berathen. 

tweder handelt die . gewiſſenbaft nach dem Geiſte der Ver⸗ 
faſſung, und dann haben eine ( ‚ fi 
für den Reichstag erwirkt, weil die Nothwendigkeit, Nachtragsetats und 
Etatsüberſchreitungen vorzulegen und zu berathen, dazu führt, daß wir, 
wenn wir dieſelben eben jo wie die Budgets behandeln, drei bis vier Mal 
fo lange damit zu thun baben als jetzt. Die Erfahrung in Baiern und 
in den kleineren Staaten beftätigt die. Oder die Regierung ruft den 
Reichstag jedes Jahr zuſammen, ungefähr in derſelben Weiſe, wie in 
England das geiſtliche Parlament jedes Jahr bis neuerdings zuſammen⸗ 
berufen werden mußte; nachdem die Herten zuſammengekommen waren, 
wurde durch Botschaft der Königin erklärt, es ſei in dieſem Jahre 
nichts für ſie zu bun; und dann find die Herren nach Haufe gereist. 
Und dieſe Vollmacht legen wir in die Hände einer Regierung, deren Ver⸗ 
treter, wie wir wiſſen, durchaus nicht blöde iſt in dem Gebrauche der Rechte, 
die in ſeine Hände gelegt find. Und nun frage ich Sie: iſt es wirklich 
möglich, ein zweijähriges Budget für das zweite Jahr anders als fictiv 
aufzumachen? Sie ſelbſt baben das Schwergewicht in die indirecten Ein⸗ 
nahmen derlegt, und nichts iſt bekanntlich ſchwerer, als indirecte Einnah⸗ 
men für das nächſte Jahr zu taxiren; abſolut unmöglich aber, für das 
zweite Jahr feſte Ziffern aufzuftellen. Nun macht der Abg. Stumm gegen 
den Antrag Rickert geltend, — das Reichsbudget unſicherer werde, wenn 
es im October oder November ſtatt im Februar feſtgeſtellt wird. Iſt das 
ein Grund, um eine Verfaſſungsänderung zu rechtfertigen. 

Gerade in dem Zeitraum von October bis März geben in den maß⸗ 
ebendſten Poſten des Etats nur ſehr geringe Wandlungen vor ſich. Die 
Banctats find ſo gut wie geſchloſſen; die Ernie und die Handelsconjunc⸗ 
turen laſſen ſich ziemlich genau üderſehen. Und nun frage ich Sie, was 
ſoll man von einer Vertheidigung denken, die folgendermaßen argumentirt: 
7355 Monate die Etatsberathungen früher beginnen, beißt einen Scheinetat 
letzen, ion / Jahre früher machen, giebt dieſem Etat eine gewiſſe 
Sicherheit. (Heiterkeit. Hört, bört! links.) n von uns will denn der 
Abg. Stumm davon überzeugen! Er ift ein guter R 
ob er beim Abſchluß eines Privatgeſchäfts, wo er doch 


reich, Oeſterreich, Italien ebenſo lange wie unſer Reichstag und Landtag in: 
ſammen. Denn Sie die Leiſtungen dieſer Parlamente mit denen der Nec 
tage vergleichen, fo werden Sie finden, daß der Reichstag mit boͤchſten 
Ebren beſteht. Allerd baben Sie (nach rechts) in der Reactions⸗ 
periode recht viel Zeit gebraucht, um den Wagen rückwärts zu ſchieben und 
deshalb iſt dieſe Thätigkeit des 1 0 5 eine ſehr gebemmte. Was aber 
der tag geleiſtet dat vom Jahre 1867 bis 1876, wird eingeſchrieben 
bleiben als Ruhm in den Annalen des Parlamentarismus. Es giebt keinen 
Großſtaat, der Aebnliches geleitet hätte innerdalb derſelben Friſt als beide 
Parlamente in Preußen und Deutſchland. Und wesbalb batten denn die 
Parlamente fo viel zu tbun:? Es galt in Deutſchland einem vollſtändig 
neuen Staatsweſen Geſtalt und Ausbildung zu geben, ihm Geſetze zu 
ſchaſfen, Behörden zu ſchaffen, die Verwaltung in ein rechtes Leben zu 


Ha, eb der Weldeteg Aber 


das] auch die Gebrechen beſprechen, 


ie keine Erleichterung, ſondern eine Erſchwerung W 


pe Wundern Sie ſich dann nicht, daß in der That 
von Arbeiten zu vollziehen war, mit der kein anderer Staat concurriren 
kann! So gut wie wir die innere Nothwendigkeit beſprechen, müſſen wir 
warum ſo viel reſultatloſe Mühe aufge⸗ 
wendet werden muß. Das liegt zum Theil an einem Zuſtande, den 
wir nicht geſchaffen haben, ſondern der uns auflerlegt iſt. Wenn eine 
impulſive Politik eingeführt wird von einer unbändigen, faſt elementaren 

acht und über Nacht ſo vollſtändig neue Principien proclamirt werden, 
in denen das Land ſich erſt orientiren muß, jo werden ſich ſelbſtverſtändlich 
die Arbeiten um ſo viel mehren, als wenn man die ne erſt beranreifen 
laßt und fie dann erſt in das Parlament bringt. Nicht wenig zu dieſer 
eng je Arbeit, der geringen Theilnahme und vielleiht auch zu dem ges 
ringen Anſehen der Vertretungskörper trägt auch die ſyſtematiſche Zerſetzung 
der Parteien bei, welche von der Regierung angeſtrebt wird. Eine ge⸗ 
ſchloſſene Majorität, und wäre fie ſelbſt gegen meinen Sinn, würde ich für 
einen ſegensreichen Zuſtand halten gegen das, was beute beſteht. 

Dem Anſeben im Volke würde es beſſer dienen, wenn es eine ſolche 
geſchloſſene Mehrheit im Reichstage gäbe, mit der die Regierung wirkſam 
zuſammen arbeiten kann, als wenn, wie jetzt, zwiſchen den verſchiedenen 


bl] Parteien verhandelt werden muß, beute über eine liberal⸗conſervative, 


morgen über eine central⸗conſervative Majorität, und wo lein Menſch eine 
Garantie übernehmen kann, was etwa zum Geſetz werden kann oder nicht. 
Als ich beute in dieſen Saal trat, wußte ich nicht, wie das Centrum der 
Vorlage gegenüber ſich verhalten werde; einen Grund für ſeine Zuſtimmung 
glaubte ich darin erblicken zu müſſen, daß nach Zeitungsnachrichten wirklich 
Ernennungen von Bisthumsverweſern bei einigen Capiteln erfolgt find. 
Heute, da ich den lebhaften Proteſt gegen dieſes Geſetz höre, finde ich 
mich vor der Ueberzeugung, daß der Abſchluß noch nicht nahe iſt. 
(Heiterkeit und Unruhe.) ſage das keineswegs in dem Sinne, 
etwa eine Kritik gegen Sie richten zu wollen. Das Anſehen des Parla⸗ 
ments muß aber allerdings abnehmen, wenn man ſieht, wie durch dieſes 
ſehr diplomatiſche Durche nanderſchieben der Parteien der Reichstag ſogar in 
derſelben Legislaturperiode hald für das Eine, bald für das Andere zu 
ewinnen iſt. Wenn Sie wirklich nur für dieſe Zeit der Calamität die 
erfaſſungsänderung machen würden, jo würde nicht viel davon ab- 
bängen. Sie wollen aber dieſe Veränderung in perpetuum auch für die 
Zeit machen, in welcher, wie ich boffe, dem Reichstage fein ganzer Einfluß 
wieder verſchafft ſein wird. Nachdem der Reichskanzler die geſammte ge: 
waltige Macht der preußiſchen Büreaukratie vollſtändig zerſtampft bat, fo 
wird für die Zukunft nichts anderes übrig bleiben, als nun einen feſten 
Punkt in einer anderen Staatsgewalt zu ſuchen; und noch niemals bat ein 
Menſch fo ſehr der zukünftigen, wahrhaft parlamentariſchen Regierung vor⸗ 
en als der Herr Reichskanzler es jetzt thut, indem er den feſten 
iderſtand beſeitigt, der bier auf legitimem Boden dem Particularismus 
den größten Widerſtand geleiſtet hat. a , 5 
Nun kommt noch ein dritter Vorſchlag, die vierjährige Legislaturperiode 
einzuführen. Wenn Sie zweijährige Einberufungen machen, fo wird die 
6jabrige Legislaturperiode ſich von ſelbſt ergeben. Man ſagt bekanntlich, 
daß die Mittelfeflion des Reichstags am Beſten zu brauchen ſei. In der 
erſten Seſſion käme man erſt von den Wahlen und müſſe ſich einüben, in 
der dritten febe man bereits auf die zukünftigen bin. Warum i 
aber auf die Verlängerung der Legislaturpericde überhaupt jetzt nicht 
eingebe, liegt darin, daß ich die Erfahrung gemacht babe, es wird von 
dem Auflöſungsrechte ein gefährlicher Gebrauch gemacht. Stellen Sie 
denn das Volt durch vierjährige Legislaturperioden vor wiederholten 
Wablen ſicher? Wenn Sie in dieſem Jabre die Steuern verweigern, 
jo. haben Sie es nur dem Umſtande, daß dieſer Reichstag der letzte der 
Legislaturperiode iſt, zu danken, wenn eine Auflöſung nicht erfolgt. Kr 
auf von rechts.) Der Abgeordnete von Kardorff iſt derſelben Anſicht. 
(Heiterkeit.) Wir wiſſen überhaupt nicht, bei welchem Geſetze die Auf⸗ 
löſung erfolgen kann, weil wir die Vorlagen gar nicht nach 
ihrer Wichtigkeit beurtheilen können. Haben wir doch vor Kurzen 
noch erlebt, daß das unwichtig erſcheinende Geſetz über die Beſteuerung der 
Dienſtwohnungen, bei welchem es ſich um 1200 Mark Miethsſtener weniger 
bandelt, jo behandelt wurde, als wenn es die wichtigſte bochpolitiſche Vor: 
lage ſei; je länger die Le islaturperioden ſind, deſto mehr häufen ſich die 
Auflöſungen. Wenn wir heute die Legislaturperioden verlängern, ſo geben 


ſolutiſtiſchen Regierungsweiſe, aber er Nach⸗ 


Um 4 Ubr wird die weitere Berathung bis Mittwoch 12 Uhr vertagt. 
Auf der Tagesord nung ſteht außerdem noch die Denkſchrift über die Aus: 
führung der Münzgeſetzgebung. 

BBB . ʃʃʃ ...t. 
Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) - 

Prag, 8. März. Seit geſtern Abend 11 Uhr iſt der Eisgang 
hier und feit heute früh 5 Uhr bei Melnik in vollem Gange bei 1½ 
Metern über normal. 

Paris, 8. März. Die Deputirtenkammer zog den Geſetzentwurf 
betreffend die Durchbohrung des Simplon in Erwägung. — Der 
Senat genehmigte den Zoll von 6 Fres. für Weine und von 30 Fres. 
für Alkohol. Der Miniſterpräſident Ferry erklärte der Commiſſton 
zur Vorberathung des Antrages Bardeux, betreffend die Wiederein⸗ 
führung des Liſtenſerutiniums, daß die Regierung in keiner Weiſe bei 
der Berathung interveniren werde und nicht beabſichtige, die Cabinets⸗ 
frage zu ſtellen. 

Paris, 8. März. Cochery that bei den auswärtigen Eiſenbahn ⸗ 
verwaltungen Schritte, um die neuen Beſtimmungen des Poſtpacket⸗ 
dienſtes ſtatt am 1. October bereits am 1. Mai in Kraft treten zu laſſen. 

Brüſſel, 8. März. Die Repräſentantenkammer berieth das Juſtiz⸗ 
budget und lehnte mit 95 gegen 26 Stimmen die Herabſetzung der 
Beſoldung der Erzbiſchöfe und Biſchöfe ab. Das Amendement des 
Juſtizminiſters, betreffend Aufhebung der den Seminaren zugewandten 
Stipendien wurde genehmigt. Das geſammte Juſtizbudget wurde 


nicht mit 68 gegen 50 Stimmen genehmigt. 


Liſſabon, 8. März. Geſtern fanden einige Manifeftationen gegen 
das Miniſterium ſtatt. Unbedeutende Volksanſammlungen wurden 
ohne beſonderen Zwiſchenfall zerſtreut. Die Demonſtratlonen richteten 
ſich gegen Perſonen in öffentlichen Stellungen und Journaliſten. 
Abends fand eine Demonſtration zu Ounflen des Miniſteriums ſtatt. 
Heute iſt Alles ruhig. 

London, 8. Marz. Unterhaus. Hartington beſtätigte Mac Tar⸗ 
lane, der Geſandte Ayubs ſei in Kandahar eingetroffen. Er wiſſe 
nicht, ob Unterhandlungen ſtattfanden. Ayub ſandte der indiſchen 
Regierung mehrmals Mittheilungen zu und erklärte, an der Ermor⸗ 
dung des Lleutenants Mac Laine's unſchuldig zu ſein. — Gladſtone 
erklärte, er könne die Berathung des Antrages Stanhope erſt feſtſetzen, 
wenn die dringenden Budget⸗Poſitlonen erledigt ſeien. Die Regie: 
rung ertheilte keine Inſtruction, bei den Boern eine Waffenruhe nad: 


eine große Laſt zuſuchen. 


Königin erreicht ſei. 
Waffenbill fortgeſetzt. 8 

ublin, 8. März. Heute hat die erſte Verhaftung ſelt der Pro⸗ 
clamirung des Inkrafttretens der Beſtimmungen des Zwangsgeſetzes 
ſtattgefunden. Verhaftet wurde ein Negoclant Namens Walſh aus 
Caſtlebar, ein hervorragendes Mitglied der Agrarliga. 

Bukareſt, 8. März. Kammer. Auf die Interpellation Janescu's 
betreffs der Donaufrage antwortet Boerescou, die Protokolle der letzten 
Seſſion der Donau⸗Commiſſion wurden veröffentlicht. Die Frage ſei 
noch ſchwebend, er könne keinerlei Mittheilungen machen, erkläre jedoch 
neuerdings, daß die Regierung fernerhin von dem in der Thronrede 
gekennzeichneten Standpunkte ſich werde leiten laſſen. Die Kammer 
ging zur Tagesordnung über. Der Kammerpräſident ſchlug vor, das 
Geſetz zur Organiſation der Juſtiz auf der Baſis des 31. Verfaſſungs⸗ 
Artikels auszuarbeiten. Dem Vorſchlage wurde die Dringlichkeit ver⸗ 
weigert, weil 2 Stimmen zu der erforderlichen Zweidrittel⸗Maſorität 
fehlten. — Im Senat antwortete der Arbeitsminiſter, das Project 
, der Eiſenbahn Adjud⸗Ocha ſei bereits der Kammer zu⸗ 
eſtellt. 

i Brüſſel, 8. März. Der directe telegraphiſche Verkehr mit Amſterdam 
iſt vollſtändig unterbrochen. 

Telegraphiſche Privat⸗Depeſche der Breslauer Zeitung. 

Leipzig, 8. März. Die heute veröffentlichten Erkenntnißgründe 
des Reichsgerichts in Leipzig beſagen, daß eine fürſtliche Direction un⸗ 
ſtatthaft und dem deutſchen Handels⸗Geſetzbuch nicht entſpricht, außer⸗ 
dem die Hypothekbeſtellung ein ungiltiger Act der Generalverſammlung 
ſei, da derſelbe nicht im Intereſſe der Actien⸗Geſellſchaft, ſondern der 
rumäniſchen Regierung ſei. Dem wortlich, wie folgt, lautenden Klage⸗ 
antrage: daß die in der außerordentlichen Generalverſammlung der 
Rumäniſchen Eiſenbahnen⸗Actien⸗Geſellſchaft unterm 3. März 1880 
gefaßten Beſchlüſſe für rechtsungiltig und unwirkſam erklärt werden 
und demgemäß die Beklagte ſchuldig iſt, ſich der Ausführung der 
gedachten Beſchlüſſe zu enthalten, beziehentlich die geſchehene Aus⸗ 
führung durch Wiederherſtellung des vor den angefochtenen Beſchlüſſen 
vorhandenen Zuſtandes wieder rückgängig zu machen und die bezüg⸗ 
lichen auf Grund der gedachten Beichläffe bewirkten Eintragungen im 
Handelsregiſter wieder zur Loͤſchung zu bringen, müſſe daher in vollem 
Umfange Folge gegeben werden. Außerdem betont das Urtheil, daß 
dem Kläger auf erneute Anträge noch weitere Anſprüche, und zwar 
namentlich auf Schadenerſatz zuſtänden. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

(W. T. B.) Paris, 8. März, Abends. [Boulevard] 3% Rente 85. 95. 
Neueſte Anleihe 1872 121, 40. Türken 13, 30. Neue Egyptier 362, 50. 
Banque ottomane —, —. Italiener 89, 80. Chemins —, —. Oeſterr. 
Goldrente —, —. Ungar. Goldrente 97, 93. Spanier exter. 21, 50, inter. 
—,. —. Staatsbahn —, —. Lembarden —, —. 1877er Ruſſen —, —. 
Türkenlooſe 50, —. Türken 1873 —, —. Amortiſirbare —, —. Ori 
Anleibe —. Pariſer Bank —. Lebhaft. a 

Frankfurt a. M., 8. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 502. Pariſer Wechſel 80, 90. Wiener 
Wechſel 174, 45. Köln⸗Mindener⸗Stamm⸗Actien 151. Rheiniſche Stamm⸗ 
Actien 163. Heſſiſche Ludwigsbahn 93. Köln⸗Mind. Pramien⸗Anth. 
132. Reichsanleihe 101%. Reichsbank 146. Darmſtädter Bank 146%. 
Meininger Bank 97. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 708, —. Creditactien“) 
259%. Silberrente 66%. Papierrente 63%. Goldrente 73%. Ungariſche 
Goldrente 97%. 1860er Looſe 123%. 1864er Looſe 314, 80. Ungariſche 
Staatslooſe 224, 00. Ungar. Oſtbahn⸗Obligat. II. 89. Böbmiſche Weſt⸗ 
bahn 225½. Eliſabetbbahn 177%. Nordweſtbahn 174%. Galizier 239%. 
N 5 *) 256. Lombarden!) 93. Italiener — — 1877er Rufi 
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Hierauf wurde die Spectalberathung über die 


uſſen 
. 1880er Ruſſen 76%. II. Orientanleihe 61%. III. Orientanleihe 60%. 
Central⸗Pacific 112%. Wiener Bankverein 110%. Kronpr. Rudolf —, —. 
Ungariſche Papierrente — —. Elbthal —. Lotbringer Eiſenwerke — —. 
Privat⸗Discont — pCt. Spanier —. Ruhig, Schluß abgeſchwächt. 
Nach Schluß der Börfe: Creditactien 258%. Franzoſen 255%. Galizier 
Lombarden —. Ungar. Goldrente — — 1880er Ruſſen — —. 
II. Orientanleibe 617. III. Orientanleihe 60%. Oeſterr.⸗Ungar. Bank —. 
*) per medio reſp. per ultimo. 


ro ‚8 März, Nachm. [Shluß:-Courfe)] Preuß. Aproc. 
Conſols 101, Hamburger St.⸗Pr.⸗A. 126, Silberrente 66%, Oeſt. Gold⸗ 
rente 77%, Ung. Goldrente 97%, Credit⸗Actien 259, 1860er Looſe 1244, 


Franzoſen 638, Lombarden 232%, Ital. Rente 89, 1877er Ruſſen 94, 
1880er Ruſſen 75, II. Orient⸗Anl. 58%, Laurahütte 112%, Norddeutſche 
62%, 5% Amerik. 93%, Rhein. Eiſenbahn 163, do. junge 157, Berg.⸗ 
Märtifhe do. 113%, Berlin⸗Hamburg do. 225%, Altona⸗Kiel do. 156%. 
Discont 1% J. Still. 

Silber in Barren per Kilogr. 155, 00 Br., 154, 50 Gd. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 39 Br., 20, 33 Gd., London kr 
20, 52 Br., 20, 44 Gd., Amſterdam 167, 70 Br., 167, 10 Go., Wien 173, 
Br., 171, 50 Gd., Paris 80, 30 Br., 79, 90 Gd., Petersburg 212, 00 Br., 
m 7 Gd., Newyork kurz 425 Br., 415 Gd., do. 60 Tage Sicht 417 Br., 


Hamburg, 8. März, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco unver⸗ 
ändert, auf Termine ruhig. Roggen loco unverändert, auf Termine ruhig. Weizen 
pr. April⸗Mai 208, 00 Br., 207, 00 Go., pr. Juni⸗Juli 213, 00 Br., 
212, 00 Gd. Roggen pr. April⸗Mai 190, 00 Br., 189, 00 Gd., pr. Mai⸗ 
Juni 186, 00 Br., 185, 00 Gd. Hafer und Gerſte unverändert. Rüböl 
ſtill, loco 55, 00, pr. Mai 55, 00. Spiritus ſtill, per März 47, 75 Br., 
per April⸗Mai 47, 50 Br., per Mai⸗Juni 47, 50 Br., per Juni⸗Juli 47, 50 
Br. Kaffee matt, Umſatz 1500 Sack. Petroleum matt, Standard white 
loco 9, 00 Br., 8, 75 Gd., per März 8, 75 Gd., per Auguſt⸗December 9, 10 
Gd. Wetter: Milde. 


— 


amburg 3 M. 214%, g 
Ruſſiſche Prämien⸗Anleibe de 1864 (geſt.) 225%, 


Privatdiscont 5% 
Petersburg, 


ez Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 53, 40, per Auguſt 55, 


40. Weizen loco 16, 40. Roggen loco 13, 25. 
afer loco 5, 75. Hanf loco 32, 00. Leinfgat (9 Pub). loco 16, 60. — 
etter: Froſt. 


Peſt, 8. März, Vorm. 11 Uhr. [Proongtenmarkt.] Weizen loco 
au, auf Termine matt, pr. Frühfahr IL, 20 Gd. II, 25 Br. Hafer pr. 
rübjahr 6, 32 Gd., 6, 37 Br. Mais pr. Mi Juni 5, 84 Go., 5, 87 Br. 


blraps 12%. — Wetter: Trübe. * 3 
Paris, 8. März, Nachmittags. Robzucker 88° loco ruhig, 56, 50. 
Weißer Zucker bebauptet, Nr. 3 per 100 Kar. ver März 67, 00, per April 


67, 25, per Mai⸗Auguſt 67, 30. 
London, 8. Ri, Nachm. Havannazucker Sr. 12 23%. Schwach. 
Amſterdam, 8. März, Nachm. Bankazinn 5. 5 
Antwerpen, 8. März, Nachm. [Getreidemartt.] (Schlußbericht.) 
Weizen ruhig. Roggen unverandert. Hafer ehauptet. Gerſte ſtill. 
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Tram.-Anleiue v. 1856 


ER, 
De 
a 


12 
‘= 
Km 


N 


Dunk. Pfb. d. Pr. Hyp.-B 
Fa do, 40. Di 
Deutsche Hyp.-Bk.-) 

J do 48. 40. 


N 


Fonds- und Geldoourse. 


Deutsche Reiche. Aul. 4 


101,20 bz& 


Eonsolidirts Anleihe . 4½ 106,70 bd 


do, de. 1876 4 
Staats- II. 


Staats-Schuldscheine. 


Berliner Stadt-Oblig. 
— al 
1 


I 
Pommersche 3 2 
do. . U 


2 1 


2 
do. N 
do. Ldsch. Ord. 

Posensche neue. 
Schlesischo » + + 
Ladschaftl. Central 
Kur- u. Noumärk,, 

2 Pommersche .... 

E 1Posenache, ... ++ 

a (Prowsische ..« 

E Woatfäl, u. Rhein, 

8 [Sichsische 
MM \Schlesische .. . 
Badische Präm,-An), “4 


Baierische Präm.-Anl. 4 
Anl. v. 187804 


1 
8 ja 
3% 


22222 


40. 


101,30 bz& 


103,90 & 
91.69 bz 
100,50 br 


04% 161,80 ba 
4 1 


Cöln- And römiersch. 


Hypotheken-Gert 


Krupp’schePartial Obl.|5 
dia 


Unkdbr. Oont,-Bod.-Or. 4½ 
Kündbr, do, (1872) 
do, rückbz. & 11 
do, do. 
Unk, H. d. Pr. Ed. Ord.-B. o 
Kündb „-Schuld.d».|5 
Hyp.Anth. Nord-G.-O. B. c 
do. do. 8 u 
mm, Hypoth.-Briefe 
2 21 II. Em. ö 


a 
2 


do. do, 
do. 90 Pt. ræzlbr. a0 
40. 40% do. do. m. 1104 % 
Meininger Präm.-Pfd.|4 
Pfba.d,0est Bd.-Or.-Ge,|5 
Schles,Bodencer.Pfudbr. ö 

do, do, 4¹ 
Büdd, Bod.-Orod.-Pfdb. 5 

40. do. 


455 1 


3191192, 
> Bäche. Rente von 18763 


ificate. 
109,00 B 
194,25 bad 
102,60 bz& 


106,25 bzG 


123,00 bz 
120,25 br 
108,20 ba 
104,00 8 
121,00 bz 


104,69 & 
104,69 G 
184.10. G 
02.90 B 


Ausländische Fonds. 
Oest. e 4½ 66,40-30 ba 
do. 


644. %½10. 
do, Goldrente 44 
do, Laplerrento 44½ 
do. 54er Präm.-Anl. 4 
do, Lott.-Anl. v. 60 . % 
do, Crodit-Looss 


de, do. 
de, Orient-Aul. v. 1277 
do, II. do. v. 187 
do. III. 25 ah 
do, Engl. v. 1871 
do. — v. 1872. 
do. Anleihe 1877. 
do. do. 1880. 
do. Bod.-Ored.-Pfdbr. 5 
do, Oent.-BOd.-Or.-Pfb. 
Russ.-Poln.Schatz-O bl. 4 
Pola. Pfodbr. III. Ern. 5 
Poln. n - 


A 
5 


257 7e 
FN 


Amerik. rückz. 
do. 


Türkische Anleihe. fr. 
Ungar. Goldrente . % 

do. 
Ung. Invest.-Anleihe . ö 
Ung. 5% 8(.-KTienb.-Anl. ö 


66,40-30 bz 
78,20 bzB 
64,00 bz 


12350 ba 


„336,25 bz 
„315,00 ba 


149.10 ba 
148,10 bzB 
60,90 bsB 
61.10.20 bz 
60 80 bad 
93.30 ba 


89,70 etbzB |Saal-Bahn 


94,20 bz 
93.50 bz 
13,30 ba 
97.30 bz 


Loose (M. v. gt.) fr.|222,50 B 


95,20 B 
92 75 ba 


Finnische 10 Thlr.-Loose 5125 B 


Türken-Looss 40,10 bz 


—— h—T— — — 
Eisenbahn-Prioritäts-Actien, 


Berg.Märk, Serie H.. 4% 108 90 8 
46. ge. ß o de 
do, 0. „ * 
do. Hess. Nordbahn 47 103.40 B 

Berlin-Görlitz conv. . 4402.0 B 

RED 
Bresl.-Preid, Lit D. Kg. 4% 1000 bz& 
do. do. G. 4½ 103,00 & 
40 20, . 4½ 104,00 G 
5 8 
0. 0. 141731103, 
do. von 18765 10,28 6 
Breslau-Werschauer . 5 103,28 G 
Oöln-MHin den III. Lit. A4 100.40 G 
do. It. B. 4½ 102.90 bz 
do, 12221 222 
do. „„ V. 50 G 

Halle-Sorau-Guben . 4½ 103,90 B 

Märkisch- Posener 4 4½ 102,75 8 

Niedersehles,-Märk, I. 4 100,10 8 

do. de, II. 499 50 6 
do. Ol. I. u. II. 4 100,10 8 
do. ram III. 4 100,0 bz 

Oberschlos, K — — 

4. Brenn. eh] 00 2 0 
do, .. 44 99.90 B 
do. D222. 4 | 99,90 ba 
ee „31% 92,50 G 
2 . 
do. H. 41 108.70 0 
do. von 1873.4 — — 
do. von 1874. 4½ 103.25 8 
do von 1878 / 4½ 108.00 bad 
do. von 1880. 4½ 103,78 8 
do, Brleg-Noiase 4½ — — 
do, Oosel-Odarb 5 | — — 
do. Stargard-Poesen- ‚| — — 
do. do. IL Em. 4½ 102,75 8 


do. 
do, Narschl. Zweb.]3½ 
Ostpreuss, Büdbahn . 4½ 
Bechte-Oder- Ufer-B, . 41, 
Schlesw. Eisenbahn . 4 


Oharkow-Asow gar, 5 
do, do, in Pld,Sterl‘\5 


Charkow-Kremen, gar: U 


do, do, iu Pfd. Storl v 
Rjäsan -Köslow gar, . 6 
Hux-Bodenbach . +5 

do. II. Emission. . 5 


fr. 


Kaschau- Oderberg. 
do, Gold.- Prior. 
Eng. Nordostbahn 
Ung. Ostbahn 
Lemberg- Czernowitz, 
do. do, II. 

do. do. III. 
do. do, IV. 
Mährische Grenzbahn. 
Mähr. Schl. Oertralbahu 
Kronpr. Rudolf. Bahn. 
Oesterr.- Französiche. 
do, do. II. 
do, südl, Staatobahn 
ad neue 
do, Obligationen 
Rumän, Eisenb,-Oblig, 
Warschau-Wion II. 


* 


NANA 


do. II. 
do. ae 
do, Vries 
do. VL. 


Berlin, 8. März. 
geſtern vergebens umg 


102.25 0 
103 80 0 


98,25 B 
97,00 bz 


‚do. III. Em. 7 5 @ 


282,10 bz 
283,25 bzG 
99,00 ba 
160,60 bz 
103.80 G 
103,50 b 
102,60 b2& 
104,60 bz 
102,90 G 


[Börfe.] Der Impuls, nach welchem ſich die Börſe] Kilo, für Petroleum auf 27,6 
eſehen hatte, iſt ihr über Nacht unerwartet gekommen, per 100 Liter 


. BER CCC 
11 957 Hefte Nachm. 4 Ubr 30 Min. [Bettoleummart 
luß bericht.) Raf 
22%, Br., der September⸗Decemder 
Bremen, 8. März, Nachmittags. . 
Standard white loco 8, 85, per April 8, 70, per Mai 8,60, per 
dember 9, 10. Alles Brief. 


Berliner Börse vom 8. März 1881. 


Wechszl-Course. 
Amsterdam 100 Fl. . J 8 T. 
do. de, „„A. 
London 1 Ltr. 5 T. 
do, 40. 3 M 
Paris 100 Fres. 8 T. 
de, Ae. 24: a0 mia.0,n M 
Petersburg 100 SR, 8 
0. dor „ 3 M. 
Warschau 100 SB ,, | sT 
Wien 100 Fl, .....+.18 T 
do. 40.416 2 M. 


Kurh. 40 Thaler-Loose 283,25 


a 


3 168,80 ba 
3 | 168,15 ba 
3 20,50 bz 
3 20,37 ba 
3% 80,95 ba 
3½ 80,55 bz 
6 1212,30 ba 
6 1211,00 ba 
6 21280 ba 
4 17440 b 
4 11736 bz 


da 


Badische 35 Fl.-Loose 175,50 @ 
Braunschw.Präm.-Anleihe 98.60 bz 


Oldanburger Loose 152,00 B 


Ducaten 9,62 bz 
Sover.— — 
Napoleon 16.18 bz 
Imperials 16,69 G 


Dollar 4,245 G 

Oest ‚Bin, 174,45 bz 
do, Silbergd, — — 
Russ, Bkn. 213,20 ba 


Elsenbahn-Stamm-Aotlen. 


Divid, pre 1879| 1880 
Aachen-Mastricht . 41 — 
Berg.-Märkische, ‚| 4, | — 
Berlin-Anbalt , . 5 — 
Borlin-Dresden 0 — 
Berliu-Görlita . 0 — 
Borlin-Hamburg ‚| 12½ — 
Borl-Potsd.-Magdb 4 — 
Borlin-Stettin . 4% 4% 


Bötm. Westbahn. 6 
BresL-Freib, , , »« 
OCölu-Minden 
Dux-BRodenbach. B. 
Cal. Carl-Ludw.-B. 
Halle-Borau-Gub. 
Kaschau-Oderberg 
Kronpr, Rudolfb, . 
Ludwigsh,-Bexb. . 
Märk.-Posenor ., 
Magdeb.-Halberst,, 
Mainz-Ludwiesh. . 
Niederschl.-Mark.. 
Oberschl. A. C. D. E. 


— 

2 

2 

& 
EEE LEIETIUR EL ITT ST I 


SSS 


* 


Oest. Nordwestb,, 
Oest.Büdb.(Lomb,) 
Ostpreuss. Büdb, . 
Rechte-O.-U.- B. 
Beichonberg-Pard, 
Rheinische 
40. Lit. B. (aoogar.) 
Rhein-Nahe-Bahn | ® 
Rumän. Eisenbahn 
Schweiz Wostbahn 
Stargard-Posenor , 
Thüringer Lit, A. 
Warschau-Wien . 
Weimar-Gera ,.. 


2 


[3 
* 
— 
=” 


Eisenbahn-Stamm-Priori 


Berlin-Dresden ..| 0 
Berlin-Görlitzer . „| 31/3 | 
Broslau-Warschau| 0 
Hallo-3orau-@ub, , 
Kohlfurt-Falkonb. 
Märkisch -Tosener 
Magdeb.-Halberst. 
do. Lit. O.] 5 
Marienburg-Miawa| 5 
Ostpr. Büdbahn, ‚| 5 
Oels-Gnesen .«»» 
Posen-Kreuzburg. 
Rechte-O.-U.- B.. 


* 
2 
= 


II Tı rd 


..... 


Weimar-Gera . , | 0 


mm — mn 


Bank-Paplere. 
Allg. Deut.-Hand.-G 4 6 4 | 87,00 bz& 
Berl, Kassen-Ver.] 88/10 69/0 4 170,50 6 
Berl, Handels-Ges.] 5 51, 4 | 99,00 bad 
Brl,Prd.-u.Hdis.-B.| 4½ | all, 4 76,40 bz 
Braunschw. Bank| 4½] 42, |4 | 92,75 bıB 
Bresl. Disc.-Bank.| 5½ | 6 4 | 95,60 bz& 
Bresl. Wechslerb,| 6 | 62/5, 4 100,70 526 
Coburg, Ored.-Bnk,| 5 — 4 | 87,50 ban 
Danziger Priv.-BR.] 5 51, 4 110,50 6 
Darmst, Oroditbk.] 91, | — 4 146,40 bz 
Darmst, Zettelbk.| 5½ — 4 100,25 bad 
Dessauer Landesb,| 6½ | — 4 118 75 bzB 
Deutsche Bank 9 — 4 1150,20 bz 
do, Reichsbank 5 6 4½ 14,5% baB 
do. Hyp.-B. Berl.] 6 51, 4 91,25 B 
Diss,-Comm.-Anth,| 1010 4 175,60 bz 
do. ult.] Ie | 10 4 |176,16-75,50 
Genossensch.-"nk.| 7 734 4 |119,00 B 
do, junge) 7 — 4 |—— 
Goth. Grunderedb,| 5 — 4 | 92,60 bsc 
do, junge] 5 — 4 19330 @ 
Hamb, Vereins-B.| 7 6 4 ⁴ (P— — 
Haunov, Bank ,.| 4½ | 51, 4 105,75 B 
iKönigsb.Ver.-Enk.| 5 4 4 97,75 6 
Ludw.-B. Kwilecki| 421; | — 4 | 74,00 & 
Leipz. Ored,-Anst,| 10 9 4 114750 G 
Luxemburg, Bank] 10 — 4 136.50 8 
Magdeburger do, | 5½ 5% |4 115.00 ba 
Meininger do, | 0 — 4 96.60 8 
Nordd, Bank 10 10 4 1162.75 8 
Nordd, Grunder,-B.| 0 — 4 | 5680 bz& 
Oberlausitzer Bk. 113 5% 4 | 96,90 bz 
Oest. Ored.-Actlen 11 11½ |4  |519,00-518,50 
Posener Pro.-Bank 7 — 4 [117,00 G 
Pr.Bod.-Or.-Act.-B.| 0 6½% |4 | 9875 bz 
Pr. Cont,-Bod.-Ord.| 9% | — 4 127,00 b 
Preuss, Immob.-B.| — | 71, |4 105 80 bz@ 
Bächs, Bank... .| 6 6½% 4 119,50 ben 
Schl. Bank-Vorein| 6 6 4 106,75 bad 
Wiener Unionsbk,| 6 — 14 22950 B 
In Liquidation, 
Centralb, f.Genoss,| — — tr.] 11,00 8 
Thüringer Bank ‚| — — tr. 130,00 8 
Industrle-Paplere. 
D. Eisenbahnb.-G.] 0 — 4 6 50 bz& 
Märk. Sch. Masch. G 0 — 4 32550 bzG 
Nordd. Gummifab,| 11, | 0 4 | 38506 
Pr.Hyp.-Vers.-Act.| 2 21 14 | 90,00 bz& 
Schles. Feuervers. 22 — fr. 1050 0 
Bismarckhütte. . 12 — 4 108.00 ba 
Donnorsmarkhätt,| 1½% — [4 | 58,50 ba 
Dortm. Union. 0 — 14 12,25 G 
40. St.-P. Lit. A.] 2 — 16 | 8850 bz 
Königs- u. Laurah.| 61, | — 4 112 60 bz 
ELauchhammor ..| 0 — 4 —— 
Marlenhütte . 4 — 4 | 73,60 bad 
Cons, Bedenhütte.] 8 — 4 1132,75 B 
do. Oblig.] 6 6 6 103,00 8 
Schl,Kohlenwerkel — | — [4 |c. 116,40 b2G 
Schl,Zinkh,-Actien| 51, ũ — [4 | 99,00 bzB 
do. Bt-Pr.-Act,| 5 | — 4½ 104,00 b2G 
do, Oblig.] 5 5 5 106,50 G 
Oppeln. Portl. Cem] 4½ | — 4 68,70 bah 
Grösckowitzer dto,| 4 61, [4 80,0 G 
Tarnowätz, Bergb,| 0 — 4 | 68,00 bie 
Vorwärtshütte,., .| 0 0 4 28,0 0 
Bresl. B.-Wagenb.] 3½ | 6% [4 | 85,25 bzG 
do, vor. Oelfabr.] 7½ — 4 84.75 8 
do. Strassenbahn] 6½ | — 4 126,3 B 
Erdm. Spinnerei .| 0 0 4 | 32,50 & 
Görlitz. Eisenb.-B. 3 — 4 78,00 B 
Ho.Ym.sWag.-Fabr] 2 — 4 52,50 6 
O.-Schl. Eisenb.- B 0 — 4.| 44,25 bed 
Schl, Leinenind, „ 6 — 4 1 96,00 B 
do, Porzellan .,| 2 — 4 | 36,00 B 
Wilhelmsh, MA, ‚| 0 — 14 34,00 N 


Bank-Discont 4 
Lombard-Zinsfuss 


= 


>> bu DAB GBTnanab—— nm 


3 
3½ 


222292 


40 
6 
4 

4 
37 
4 


4 
4 2 
4 
Allg 


5 
5 
6 
6 


m 


5 
3 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
8 
5 
8 


Ot 
pot. 


35,25 bz 
113,75 ba 
118,60 6 
17,10 bad 
23,90 bah 
22575 bad 


117,60 6 


195,75 bz 
169,50 B 


62,25 b2G 
163,40 bzB 
100,75 b 

12,90 os 
64,00 ba 
39,60 bed 
103,20 bz 
171,50 bad 


250,00 6 
50,75 ban 


täte-Aotlen. 


61,56 b2G 
85.90: bad 
48.00 bad 
98,10 bz& 
50,75 bad 
102,8 bad 


2.— — 


128.20 b20 
90,00 be 
84.75 baB 
40,70 bad 
69,00 bad 
14450 B 


64.00 bad 
37,00 bd 
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etroleum ruhig. (Scklußbericht.) 
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Dieſer Gegenſtand, welcher ſeit Langerem das vornehmſte Thema der Dis⸗ 
cuſſion der Pariſer haute finance, geweſen und wiederholt zur Verſtimmung 
der franzöſiſchen Börfen benu worden iſt, tritt nunmehr in die Reibe der⸗ 
jenigen pofitiben Factoren, Wreldye die Speculation zu ihrem Vortheile ſtets 
auszunutzen verſteht, die Wirkung der betreffenden Nachricht wäre gewiß 
eine tiefgebendere geweſe a, wenn nicht die auswärtigen Abendbörſen, beun⸗ 
rubigt durch die an der dieſigen geſtrigen Nachbörſe eingetretene ungünftige 
Strömung, in matter Tendenz geſchloſſen hätten, der auch die heutige Wiener 
Vorbörſe ih nicht entledigen konnte. Man meldete von dort faſt alle Werthe 
niedriger, Creditachen 288,40 gegen 290 pon geſtern Mittag. Hier war die S 
keine einheitliche, während der internationale Markt im großen Ganzen fe 

tendirte, dam auf dem localen Speculationsmarkte eine ſchwache Stimmung 
zum Durchbruch. Von letzterer hatten beſonders Deutſche Bank zu leiden, 
welche bei ziemlich lebhaftem Angebot über 1 pCt. einbüßten. Montan⸗ 
werthe waren in Folge eingelaufener ungünſtiger Berichte aus den Ober⸗ 
ſchleſiſchen Induſtriebezirken recht ſchwach. Inländiſche Bahnen notirten 
im Verhältniß zu den ſtattgehabten geringen Umſätzen nicht unweſentlich 
niedriger. Auch die dͤſterreichiſchen Nebenbahnen traten nur ganz 
ſpärlich in den Verkebr, ihre Haltung war wenig feſt und die 
Courſe wenig verändert. Lombarden wie auch Franzoſen waren ſehr 
vernachläſſigt. Für Creditactien herrſchte gute Meinung, das Geſchäft in 
denſelben war anfangs ziemlich bedeutend bei etwa geſtrigen Preiſen. Von 
der Veröffentlichung der Bilanz der Creditanſtalt, welche am 23. d. erfolgen 
ſoll, ſchien man eine günſtige Einwirkung auf den Verkehr in dem Effect 
zu erwarten. Der Rentenmarkt hielt ſich ziemlich feſt, war aber wenig be⸗ 
lebt. Einige gute Abſchlüſſe kamen in Italienern vor. Recht günftig dis⸗ 
vonirten ruſſiſche Auleihen, welche durchſchnittlich pCt. gewannen. 
Ruſſiſche Noten waren zu geſtrigem Preiſe ziemlich lebhaft geſucht. Die 
Geſchäftstbätigkeit blieb im weiteren Verlaufe der Börfe eine höchſt ge⸗ 
ringe. Die Courſe erfuhren nur ganz unbedeutende Veränderungen. Der 
Rentenmarkt geſtaltete ſich etwas feſter, dagegen wurden Banken durch fort⸗ 
geſetztes Angebot noch um Bruchtheile von Procenten gedrückt. Schluß in 
anne auswärtiger Coursmeldungen und größerer Realiſationen 
ehr ſchwach. 

Courſe um 2½ Uhr: Schwach. Credit 518,50, Framoſen 511,50, Lom⸗ 
barden 185,50, Reichsbank 146,50, Disconto⸗Comm. 175,75, Handels⸗Geſell⸗ 
ſchaft —,—, Laurabitite 113,00, Dortmunder Union 88 50, Bergiſche 113,75, 
Rumäniſche Reute 93.00, Türken 13,30, Italiener 89,37, Oeſterreichiſche 
Gold⸗Rente 78,12. dito Silber⸗Reute 66,12, dito Papier: Reute 63 87, 
Ung. Goldreute 97,00, Sproc. Ruſſen 1877 —,—, Aproc. do. 1880er 76,00 
Köln⸗Mindener —, —. Rheiniſche —, —, II. Drient-Anleibe 60 87, do. It, 
60,62, Ruſſ. Noten 212,75, Wiener Bankverein 221,50, Buſchtiehrader 73,37, 
Inveſtitionsanleihe —,—. 

Coupons. (Courſe nur für Psſten.) Oeſterr. Silberr. Coup. 174,00 
bez., do. Eiſenbahn⸗Coupon 174,00 bez., do. Papier in Wien zahlbar 
min. 40 Pf. k. Wien, Amerikaniſche Gold⸗Doll.⸗Bonds 4,20 bez., do. 
Prioritäten 4,20 bez., do. Papier⸗Dollar 4,20 bez., 6% New⸗Nort⸗Citv. 
4,20 bez., Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier u. verl. min. 
60 Pf. k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 60 Pf. Warſchau, Ruſſ. 
Zoll —— bez., 1822er Ruſſen — Gr. Ruſſ. Staatsb. — bez., Ruff. 
Boden⸗Erevit —.— bez., Warſchau⸗Wiener Comm. — bez., Warſchau⸗ 
Teresyol —.— bez., 3% und 5% Lombarden min. — Pf. Paris, Diverse 
in Paris zahlbar min. — Pf. Paris, Hollandiſche min. 20 Pf. Amſterdam, 
Schweizer min. — Pf. Paris, Belgiſche min. — Pf. Brüſſel, Verl. Lr.“ 
Ob ligat. 20,44 bez. 


Dresden, 8. März. Gegenwärtig finden bier Berathungen ſtatt, um im 
Anſchluß an die beabſichtigte Betriebsfuſton zwiſchen Dux⸗Bodenbach und 
Prag⸗Dux gleichzeitig die Strecke Brün⸗Mul de auszubauen. 


Frankfurt a. M., 8. März. Der „Frankfurter Preſſe“ zufolge hat die 
Direction der deutſchen Handelsgeſellſchaft die ohne Couponbogen für die 
Generalverſammlung hinterlegten Actien auf Beanſtandung des Rechts⸗ 
conſulenten der Bank refüſirt, wogegen von betheiligter Seite Recurs an 
den Aufſichtsrath ergriffen wurde. 


Heft, 8. März. Die ungariſche Creditbank bat, wie die „Ungarische 
Poſt“ meldet, heute die Hälfte, der nominell 26 Millionen betragenden 
Papierrente übernommen, eine Hälfte bebielt die ungariſche Creditbank, die 
andere wurde nach Wien geſandt. Dem Vernehmen nach haben ſich be⸗ 
reits mehrere Abnehmer bei der ungariſchen Creditbank gemeldet; eine 
neue Einführung dieſes Papieres an der Börſe iſt unnötbig, da es als 
eine Fortſetzung der erſten Emiſſion der Papierrente zu betrachten iſt. 


Ida: und Marienhütte bei Saarau, 8. März. Heute fand hier eine 
Sitzung des Aufſichtsrathes der Actien⸗Geſellſchaft „Sileſia, Verein 
chemiſcher Fabriken“, ſtatt, in welcher die Bilanz pro 31. December 1880 
feſtgeſtellt wurde. Demnach beträgt die Dividende pro 1880 6 pCt., die 
n ca. 357,500 M. und die Ueberweiſung an den Reſervefon ds 


0, 


Bradford, 7. März. Wolle matt, auf wollene Garne geringe Ordres, 
Preiſe ausnahmsweiſe niedrig, wollene Stoffe rubig, unverändert. 


Poſen⸗Creuzburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Die Einnahme pro Monat ebruar 1881 beträgt: 


uren zen 1881 definitiv 1880 

a. aus dem e 3 . 26,211 M. 25,931 M. 
b. ⸗ Güterverkehr 92545 = 105,193 = 
e. 3. Sonftigen Quellen 10,200 = 11,780 = 
zuſammen 128,956 M. 142,904 M. 


Mithin im Februar 1881 weniger 13,948 M. 


Plymouth, 8. März. Der Hamburger Poſtdampfer „Friſta“ iſt hier 
eingetroffen. 


Berlin, 8. März. [Produeten⸗ Bericht.] Beeinflußt durch die von 
auswärts vorlie zenden, zumeiſt niedr. Notirungen eröſſnete der heutige Gelreide⸗ 
markt für den Terminverkehr bei matter Stimmung mit etwas herabgeſetzten 
Preiſen, die ſich dann aber im Laufe des ferneren Geſchäfts ziemlich be⸗ 
baupteten. — Für effective Waare fehlte es an genügender Kaufluſt, um 
die vorhandenen mäßigen Anerbietungen zu den bisherigen Preiſen aufzu⸗ 
nehmen. Gel.: Weizen 4000 Ctr. — Roggenmehl hat neuerdings im Werthe 
verloren. — Mit Rüböl war es flau und etwas billiger. — Spiritus hat 
bat ſich nur ſchwach im Werthe bebauptet. Gek.: 10,000 Ltr. 

Weizen loco 170 — 228 M. pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, 
April⸗Mai 208207 —207½ M. bez., Mai. Juni 209 — 208% M. . 

ali 210 M. bez., Juli⸗Auguſt 205% M. bez. — Roggen loco 188.208 
ark per 1000 Kilo nach Qualität gefordert, inländischer 198 —203 Mark 
ab Bahn bez., feiner dito 204 —205 M. ab Bahn bez., klammer dito 190 


bis 196 M. ab Bahn bez., April⸗Mai 198, —199—198½ M. bez., Mai: 
Juni 193—192½ M. bez., Juni⸗Juli 1857, —185 M. ber, Juli⸗Auguſt 
175% 175 M. bez. u. Gd., September⸗October 169 4 —169½ M. bez. — 


Mais loco 147—150 M. nach Qualität per 1000 Kilo gefordert, März 145 
Mork bez., April⸗Mai 132½ M. bez., Maf⸗Juni 130% M. bez., Juni⸗Juli 
129 M. nom. Gerſte loco 145—200 M. per 1000 Kilo nach Qualität 
gefordert. — Hafer loco 150 —170 M. per 1000 Kilo nach Qualität gefor⸗ 
deit, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 150 —160 M. ben: ruſſiſcher 151 bis 158 
Mark bez., vommerſcher und mecklenburgiſcher 158—162 M. bez., ſchleſi⸗ 
ſcher 158—161 M, bez., böbmiſcher 158 —161 M. bez., feiner weißer mecklen⸗ 
burger 162—164 M. ab Bahn bez., April⸗Mai 152 M. nom., Mai⸗Juni 
1524 M. nom., Juni. Juli 153 M. nom. — Erbſen. Kochwaare 178—215 
Mark per 1000 Kilo, Futterwaare 162—177 M. per 1000 Kilo nach Qua⸗ 
lität gefordert. — Mehl. Weizenmehl Nr. 0: 28,50 —27,50 M. bez., Nr. 0 
und 1: 27,50 —26,50 M. bez., Roggenmehl Nr. 0: 29,25 — 28,25 M. bez., 
Nr. O und 1: 28,00 —27,00 M. dez., März 27,0 M. bez., März⸗April 
27,25 — 27,20 M. bez., April⸗Mai 27,20 — 27,05 —27,10 M. bez., Mai⸗Juni 
26,60 — 26,70 M. bez., Juni⸗Juli 26,05 — 26,10 M. bez., . 25,15 
bis 25,20 M. bez. — Oelſaaten. Raps 220—245 M. bez. Rübſen 215 
bis 240 M. bez. Rüböl März 52,2 —52 M. bez., März⸗April 52,2—52 M., 
bez., April⸗Mai 52,2—52 M. bez, Mai⸗Juni 52,7 — 52,6 M. bez, Juni⸗Juli 
53,153 M. bez., Sept.⸗Oct. 54,954, 7 M. bez. — Leinöl loco 65 Mark 
bez. — Petroleum loco incl. Faß 28 M. bez., März 27,5—27,3—27,5 
S 27 M. bez., April⸗Mai 26,7 —26,5 M. bez., Septbr.⸗ 
ctbr. 27,4 M. bez. 

Spiritus loco ohne Faß 55 M. ben, Man 55,3—55,4 Mark bez., März 
April 55,3—55,4 M. bez., April⸗Mai 55.7 —55,9 M. bez., Mai⸗Juni 
55,9—56,1 Mark bez., Juni⸗Juli 56,7—569 Mark bez., Juli⸗Auguſt 
57,4—57,5 M. bez., Auguſt⸗September 57,5—57,6 M. bez. Die beutigen 
Regulirungspreiſe wurden feſtgeſetzt: für Weisen auf 2074 M. per 1000 
. per 100 Kilo, für Spiritus auf 55,4 M. 


Proz. 


m Courſe von 88 Si 
beute publicirt und den Termin der Emiſſion auf den 2 feſtg ei 


5 da ul n . , u f. / 
anverändert. 


Weizen, nur feine Qualitäten preis haltend, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 18,90 bis 20,50— 21,40 Mark, — 17,90—19,50 bis 20,40 Man, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. N f 

Roggen, bei mäßigem Angebot ruhig, per 100 Kilogr. 19,30 bis 20,00 
bis 20,50 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezablt. N 

Gerſte ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. 14,60 — 15,70 Mark, weiße 16,40 
bis 17,00 Mark. 5 

Hafer, feine Qualitäten behauptet, per 100 Kilogr. 13,80—14,20— 14,80 
bis 15,20 Mark, feinſter über Notiz bezahlt. 

Mais ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 13,00—13,30—13,60 Mark. 

Erbſen vernachläſſigt, per 100 Klgr. 17,50 — 18,50 bis 20,50 Mark, 
Bictorias 20,00 21,00 21,50 Mark. 

Bohnen ſchwacher Umfab, per 100 Kilogr. 18,50—, 19,50 20,00 M. 

Lupinen behauptet, per 100 Kilogr. gelbe 9,30 — 9,60 10,00 Mark, 
blaue 9,20 —9,50— 9,80 Mark. 

Wicken ſchwach zugeführt, per 100 Kilogr. 12,80 —13,00—14,00 Mark. 

Oelſaaten ſchwach zugeführt. 

Schlaglein preis haltend. 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat .. 26 — 24 50 23 


Winterraps 23 50 22 75 21 75 
Wintecrübſen 22 75 22 — 21 25 
Sommerrübſen ... 23 50 23 21 25 
Leindotter 22 — 21 21 — 


50 
Rapskuchen preishaltend, per 50 Kilogr. 6,90—7,10 Mark, fremde 
6,50,-6,70 Mark. p U ’ p 9 7 ’ M ’ 

einkuchen in ruhiger Haltung, per 50 Kilogr. 9,40—60 Mark, fremde 
8,40—8,80 Mark. : 

Kleeſamen ohne Aenderung, rother feine Qualitäten preis haltend, 
ver 50 Kilogr. 34 —38—40—45 Mark, hochfeiner über Notiz, weißer unver⸗ 
ändert, 38 —50—60—68 Mark, hochfeiner über Notiz. 

Tannenklee ſehr feſt, ver 50 Kilogr. 34—42—46 Mark. 

Thymothee preishaltend, per 50 Kilogr. 23 —25.—27 Marl. 

Mehl in ruhiger Haltung, per 100 Kilogr. Weizen fein 30,25— 30,75 
Mark, Roggen fein 31,00—31,75 Mark, Hausbacken 30,00 —30,75 Mark. 
Roggen⸗Futtermehl 11,00 —12,00 Mark. Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 


Du 2,80—3,00 Mark per 50 Kilogr. : 
oggenſtroh 21,00—24,50 Mark per Schock & 600 Kilogr. 


[Patent- Ertheilungen.] Neuerungen an dem Apparat zur Herſtellung 
von Waſſergas zu Leucht⸗ und Heizzwecken: G. S. Dwight in Newyork. — 
Neuerungen an elektriſchen Lampen: Ch. W. Harriſon in London. — Trans⸗ 
portabler Waſſerſtrahl⸗Ventilator für Wohnräume: A. Kind, Geb. Ober⸗ 
Regierungsratb in Berlin. — Neuerungen an Pumpenventilen und deren 
Gebäufen: A. L. G. Dehne in Halle a. S. — Maſchine zum Heben von 
Laſten: W. Schuffenbauer in Zehlendorf. — Mundſtück mit Ventilverſchluß 
für Strahlrobre; J. Schlenter in Aachen. — Zerlegbares ſchmiedeeiſernes 
Bettgestell mit Sprungfeder⸗Unterlage: H. Schulmeister in Aſchersleben. — 
Rüttelvorrichtung für Knotenfänger: Reinicke u. Jasper in Köthen. — 
Viertönige Huppe (Signalhorn) mit zwei Ventilen: O. Liebmann u. Comp. 
in Klingentdal. — Heftvorrichtung für Blockpapier: Juniet⸗Liénard in Rou⸗ 
baix (Frankreich). — Rotirender Knotenfänger: J. Steinmann dit Kaminski 
in Paris. — Neuerungen an offenen Luftmaſchinen: J. Hock in Wien. — 
Appreturverſahren für Petinet und Marly: G. H. Gruner in Dresden. 
— Inſtrument zum Frottiren der Haut, genannt „Thermophor“: H. 
Pfeiffer in Lauban. — Zäbl⸗Apparat zur Ermittelung der Anzahl der 

üllungen von Gefäßen: C. L. Strube in Buckau⸗Magdeburg. 

erfahren und Apparat zum Härten von Gußſtahl⸗Kanonenrohren, Gewehre 
läufen u. dergl.: W. Reunert in Annen in Weſtfalen. altenwalz⸗ 
Maſchine für fettige Schaftſtiefel C. C. Broderſen in Altona. — Bewegungs⸗ 
Vorrichtung für Kinderbetten: J. Friborg in London. — Vorrichtung zur 
Milderung der Stöße beim Aufſetzen des Fördergeſtelles in Foͤrderſchächten: 
L. Ricg in Lievin (Frankreich). — Manſchetten⸗ und Chemiſettenknopf mit 
— . — G. Ochs jun. in Hanau a. M. — Nerungen an der Leon⸗ 

ichaux'ſchen Befeſtigungs⸗ Vorrichtung für Cravatten: L. Michaux in 
Paris. — Neuerung an Tabakspfeifen: A. Menzel in Bitterfeld. — 
Knaulhalter: M. Blau in Berlin. — Revolver⸗Pennal: J. Weiß in Thal 
in Thüringen. — Neuerungen in der Buntpapierfabrikation: H. Gmeiner 
in Dresden. — Verſchluß für Taſchenbügel: Huppe u. Bender in Offen⸗ 
bach a. M. — Zählapparat zur Ermittelung der Anzahl der Füllungen von Ger 
fäßen: C. L. Strube in Buckau⸗Magdeburg. — Sprengapparat: O. Türcke in 
Dresden. — Vorrichtung an Pianinos zur Tonverlegung: W. Schönlein in Berlin. 
— Zimmerofen mit koniſcher, mit Zeiger verſehener Regulirllappe und 
charnierartig angehängtem Fülltrichter: G. Weigelin in Stuttgart. — Neues 
rung an Lichtdruck⸗Schnellpreſſen: A. E. Diener in Glauchau. — Neuerung 
an Kreiſeln mit Vorrichtung zur Erzeugung muſilaliſcher Töne: W. Simon 
in Nürnberg. — Gummibälle mit den fünf Erdtheilen, Globen, Welt⸗ 
kugeln ꝛc. bemalt: G. u. A. Thönes in Dresden. — Flaſchen⸗Verſandtkiſte: 
K. W. Sturmberg in Barmen. — Ueberſteigendes Waſſerfilter: K. Köppe, 
in Firma Hecht u. Köppe in Leipzig. — Neuerungen in der Leitung und 
Verwendung von Warme zu Heiz: und Betriebszwecken und den bierzu in 
Anwendung kommenden Apparaten: Prall Foreign Patent Company in 
New⸗Pork. — Saftgewinnungsapparat für zerkleinerte Rüben: C. Luſtig 
in Caslau (Böhmen). — Selbſtthätige Bohr⸗Maſchine für Buürſten⸗ 
hölzer: C. Keßler, Hauptlehrer in Kaßlet, Amt Bonndorf (Baden). — 
Verfahren zur Gewinnung von Chlor und Salzſäure aus Chlorcalcium und 
Cblormagneſium, ſowie Verwerthung der dabei entſtebenden Nebenprodukte: 

Solvay in Brüſſel. — Widerſtandsfäbiges Material zur Here 
ſtellung unverbrennlicher Fackeln: Lüde in Hadamar { Naſſau). 
— Neuerungen an dem Bengen'ſchen Ventilhahn: Fr. Butzke in Berlin. — 
— Herſtellung von Ammoniumſeife: A. Seibels in Berlin, Buchhandlung 
von Anders und Bufleb. — Befeſtigung von Glas, Edelſteinen, Email ıc. 
auf metalliſchen Unterlagen, durch Elektrolyſe: J. Feix in Albrechtsdorf. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts 
Sternwarte zu Breslau. 


— 


März 8., 9. Nachm. 2 U. [Abends 10 U. | Morgens 6 U. 
Luftwärme (C.) + 10%,1 + 79,4 + 3%1 
Luftdruck bei 0° (mm) 742%0 741%6 743,6 
Dunſtdruck (mm)) 5,6 5,5 5,5 
Dunſtſättigung (pCt.) 61 72 96 
=. Fan en 4 Gens eher 

eiten wolkig. w e * 
; N Nacht Regen. 


d. Bredlan, 9. Matz. O.. 4 M. 90 Cm. UB. — N. 14 Cm. 
e 15 DB. 400m en. 
1 and. 


Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 

Einnahme pro Monat Februar 1881 beträgt: 

bude 1881 definitiv 1880 
7,830 M. 8,322 M. 


a. aus dem Perſonen⸗Verkehhntrt 7 
8 Galkrverlebr incl. Extraordinaria 19,172 15,867 
es Summa 27,002 M. 73 — M. 
mithin pro 1881 merõhhhhhh x 
oln.⸗Wartenberg, den 8. März 1881. 14823] 
Direction. 


Ein junges Mädchen, welches drei 
Jahre die Gewerbeſchule beſuchte, mit 
dem Zeugniß der Reife entlaſſen wurde, 
alſo in doppelter u. einfacher Buch⸗ 
fübrung, im Rechnen u. der deutſchen 
Correſpondenz bewandert iſt, ſucht zum 
I. April Stellung als 27621 


Kaſſirerin od. Verkäuferin. 
Gefl. Offerten ſind an N. 6 poſt⸗ 
lagernd Beutben OS. zu Achten 


Stallung u. Wagentemiſe 
eee, ede 1 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Beſcheidene Anfrage. 


Der Conſum⸗Verein 


u Zabrze 
hat die na und 910 ten einer 
„eingetragenen Genoſſenſchaft“. 
Wann iſt wohl die gejegmäßige 
Veröffentlichung der Bilanz zu er⸗ 
warten? [2714] 


Liqueur- & Wein-Etiquettes 
in fein. franzds. Farbendr,, selbst bei 
kl, Quant. m. belieb. Eindr., in reich, 


* 


